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Organisierte Unverantwortlichkeit 
anstelle eines wirksamen Staates 
Von Sabine Schumann, stellvertretende Bundesvorsitzende

Nicht nur in der Polizeiausbil-
dung, nein, auch im gesamten 
öffentlichen Dienst lernen wir 
gleich am Anfang der Ausbil-
dung, dass die sachliche Zu-
ständigkeit ein wesentlicher 
Baustein für rechtmäßiges Ver-
waltungshandeln ist. Sie ist 
also nicht unwesentlich und 
muss deshalb ausdrücklich ge-
prüft und begründet werden. 
Was zum „Handwerkszeug“ 
am Beginn des Berufslebens 
vermittelt wird, vermisse ich  
in weiten Teilen der Politik.  
Mir scheint, dieser Stoff ist 
dort in Vergessenheit geraten 
und sollte wieder ins Bewusst-
sein zurückkehren. 

Wenn etwa eine Bundesinnen-
ministerin in einem Statement 
appelliert, die Polizei solle bei 
Versammlungen „strikt durch-
greifen“, oder aus dem Bundes-
tag heraus der innenpolitische 
Sprecher einer Fraktion so-
gleich die Bedingungen for-
dert, wann eine Versammlung 
aufgelöst werden muss, bezie-
hungsweise darüber aufklärt, 
was die Versammlungsbehör-
den alles tun müssten, um zu 
verhindern, dass Krieg verherr-
licht wird, dann frage ich mich 
schon, nach welcher Zustän-
digkeit solche Äußerungen 
 getroffen werden.

Aus vergangenen Jahren kön-
nen wir uns ebenso ins Ge-
dächtnis rufen, dass unzählige 
Appelle aus den Parlamenten 
drangen, die den Einsatz des 
Verfassungsschutzes gegen 
bestimmte Personen oder 
 Personengruppen forderten. 

Verstehen Sie mich nicht 
falsch, es ist natürlich legitim, 
dass politische Personen mit 
Mandaten ihre Auffassungen 
zu öffentlich relevanten Sach-

verhalten verlautbaren lassen. 
Aber zuständig sind sie nun 
mal nicht.

In der Regel sind hier die Lan-
desbehörden zuständig, die 
ihre Aufträge nicht nur sehr 
gut kennen, sondern per erlas-
senem Gesetzen, eindeutig 
 dafür erklärt sind. 

Eine Verfassungsschutzbehör-
de weiß sehr wohl, wann sie 
tätig werden kann oder muss, 

daher brauchen die Verant-
wortlichen weder Nachhilfe 
noch Erinnerungen, denn ihre 
Aufgaben stehen im Gesetz. 
Und auch die unterschiedlichen 
Versammlungsbehörden in den 
Ländern kennen die Normen, 
wann welche Auflagen erteilt 

werden und unter 
welchen Umständen 
Versammlungen auf-
gelöst werden können. 
Pauschale Ratschläge 
oder Belehrungen 
braucht niemand, zu-
mal immer Einzelfall-
entscheidungen zu fäl-
len sind, bei denen die 
Verhältnismäßig keit 
als Verfassungsprinzip 
ein herausragendes 
Gewicht hat.

Und noch eine Bemer-
kung zur Erinnerung, 
denn es war nicht im-
mer so, dass das Ver-
sammlungsrecht in 
der Kompetenz der 
Länder liegt.

Erinnern Sie sich, es war die Fö-
deralismusreform, in der das 
beschlossen worden ist – und 
zwar vom Deutschen Bundes-
tag!

Erinnern sich diese Menschen 
nicht mehr daran oder stören 
sie sich gar unterdessen an den 
eigenen Beschlüssen? Zumin-
dest wirkt es, als wenn man 
zumindest ein wenig in den 
Länderkompetenzen „mit-
mischen“ möchte.

In Ordnung ist das jedenfalls 
nicht, wenn Grenzen der Zu-
ständigkeit überschritten wer-
den. Denn die Gesetzmäßig-
keit der Verwaltung ist ein 
Prinzip unserer freiheitlich-
demokra tischen Grundord-
nung.

Wir laufen Gefahr, dass die Ge-
waltenteilung zerfällt. Die Poli-
zei wird so direkt aus der Poli-
tik geführt. Für die Demokratie 
wäre das ohnehin nicht unge-
fährlich, denn allein die gesetz-
liche Grundlage darf auf un-
sere Entscheidungen Einfluss 
haben, nicht einzelne Ansich-
ten von Menschen, die in der 
Politik  tätig sind.

Genauso stammt aus dem 
Deutschen Bundestag eine 
 Forderung nach faktischer Auf-
lösung von Zuständigkeiten 
unter dem Namen „Neustaat“. 
Dort heißt es: „Wir brauchen  
in Deutschland ein One Admi-
nistration Concept: Jeder Mit-
arbeiter wäre Teil des großen 
Ganzen, jede Behörde für den 
Erfolg der gesamten Verwal-
tung mitverantwortlich.“

Ehrlich gesagt, ich glaube 
nicht, dass das so klappt.

Ja, auch ich finde es manchmal 
zeitraubend und vielleicht auch 
etwas nervig, wenn Bürokratie 
und Zuständigkeiten meinen 
Arbeitsalltag und mein Privat- 
leben beanspruchen. Allerdings 
komme ich zu anderen Schlüs-
sen. Wie wäre es denn mal mit 
genügend Personal und klaren 
Positionen aus der Politik, statt 
ständiger Ausnahmen und hau-
fenweise unübersichtlicher Ge-
setze und Vorschriften? Wenn 
keine klaren Regelungen getrof-
fen werden und am Ende alle so 
oder so zuständig sein sollen, 
wird sich letztlich niemand mehr 
verantwortlich fühlen. Ich nen-
ne das die organisierte Unver-
antwortlichkeit und nicht mo-
dernes Verwaltungshandeln.

In manchen Ländern kann man 
heute schon sehen, wohin das 
führt. 
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Wenn aus der Politik heraus Polizei oder Verfassungs-
schutz ständig zu bestimmtem Handeln aufgefordert 

 werden, sind auch die Grenzen zum unzulässigen 
 Einmischen in das taktische Handeln nicht mehr gewahrt.
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DPolG im Internet: www.dpolg.de
Ihre Meinung interessiert uns: dpolg@dbb.de
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 < Das Grab von Paul Grimm in Göppingen

Ehrenvolles Gedenken
Paul Grimm starb vor 20 Jahren

Einen Blumengruß der DPolG 
hinterließ Bundesvorsitzender 
Rainer Wendt am Grab von 
Paul Grimm, der am 25. März 
2002 plötzlich von uns gegan-
gen war. Der langjährige Bun-
desgeschäftsführer Paul 
Grimm hatte jahrzehntelang 
Verantwortung für die Aufbau-
arbeit unserer Gewerkschaft 
geleistet, auch und vor allem in 
den Jahren nach der Wieder-
vereinigung in den ostdeut-
schen Ländern, wo sein Name 
bis heute unvergessen ist.

Sein soziales Engagement 
 begann schon sehr früh, seit 
1956 war Paul Grimm aktiver 
Streiter für die Interessen der 
Kolleginnen und Kollegen. Er 
war Personalratsvorsitzender 
in Göppingen, Mitglied im 
Hauptpersonalrat im Innenmi-
nisterium Baden-Württemberg 
und nahm kein Blatt vor den 

Mund, wenn er mit Politikern 
um die besten Lösungen rang. 

Rainer Wendt: „Ich habe damals 
einen guten Freund verloren, 
die DPolG einen streitbaren und 
kämpferischen Gewerkschafter. 
Wir waren geschockt und be-
stürzt, als wir von seinem Tod 
erfahren mussten, die Trauer in 
unseren Reihen war riesengroß. 
Wir werden seinen Namen in 
Ehren halten, unser Paul fehlt 
nach wie vor.“ 

Der Sohn von Paul Grimm, 
 Alexander Grimm, ist der 
DPolG seit Jahrzehnten nach 
wie vor eng verbunden. Er leis-
tet als Geschäftsführer unserer 
DPolG Service GmbH in Göp-
pingen großartige und erfolg-
reiche Arbeit, sein Name steht 
für Zuverlässigkeit und Bestän-
digkeit, die DPolG verdankt 
ihm schon jetzt viel.  
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Bundeshauptvorstand der DPolG beriet in Berlin

Gewerkschaftlicher Kurs und Wahl  
der neuen Bundesfrauenbeauftragten 
Der Bundeshauptvorstand (BuHaVo) als höchstes 
Gremium der DPolG zwischen dem alle fünf Jahre 
stattfindenden Bundeskongress kam das erste 
Mal seit Beginn der Coronapandemie wieder 
überwiegend in Präsenz am 25. und 26. April in 
Berlin zusammen. Wichtige gewerkschaftspoliti-
sche Diskussionen und Weichenstellungen finden 
hier statt, Tagespolitik, besondere Ereignisse und 
strategische Gewerkschaftsfragen werden disku-
tiert und entschieden. 

In seinem Bericht zur Lage 
schilderte Bundesvorsitzender 
Rainer Wendt die zahlreichen 
Aktivitäten der Bundesorgani-
sation in jüngster Zeit. So hat 
der Angriffskrieg auf die Ukra-
ine zu einer Flüchtlingsbewe-

gung in Länder der EU geführt, 
die die Themen Migration, 
Grenzkontrolle und Zusam-
menarbeit der Polizeigewerk-
schaften innerhalb der Euro-
päischen Polizei Union (EPU) 
ins Zentrum gerückt hat. Be-

reits wenige Tage nach Beginn 
des Krieges besuchte Rainer 
Wendt zusammen mit Jacque-
line Hirt (Geschäftsführerin der 

EPU) die polnisch-ukrainische 
Grenze, um sich ein Bild vor Ort 
zu machen und Hilfslieferun-
gen zu überbringen.  ▶

 < Bundesvorsitzender Rainer Wendt eröffnet die Bundeshauptvorstands-
sitzung und erläutert den Bericht zur Lage.

 < Erstmals fand eine BuHaVo-Sitzung hybrid statt: Rund 60 Delegierte waren anwesend, 30 online zugeschaltet.
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Zahlreiche Medienanfragen 
werden seit Beginn des Krieges 
überdies an die DPolG-Spitze 
gestellt, so zum Thema Flücht-
linge und Grenzkontrollen. Der 
Vorsitzende der DPolG Bundes-
polizeigewerkschaft, Heiko 
Teggatz, fordert mit Nachdruck 
die Notifizierung der Grenze zu 
Polen, um reguläre Grenzkon-
trollen durch die Bundespolizei 
zu ermöglichen.

Auf dem gewerkschaftlichen 
Programm standen im letzten 
Jahr coronabedingt nur eine 
Handvoll Präsenzveranstal-
tungen. Auf dem Europäi-
schen Polizeikongress im Sep-
tember 2021 war die DPolG 
sowohl mit einem Stand ver-

treten als auch mit Diskutan-
ten auf Fachforen. Online war 
die DPolG auf vielen Veran-
staltungen und bei Fachge-
sprächen vertreten. 

Nach wie vor hartnäckig zeigt 
sich die DPolG nach den Wor-
ten des Bundesvorsitzenden 
bei der Forderung nach einer 
Wiedereinführung der Ruhe-
gehaltsfähigkeit der Polizei-
zulage. Sie ist zwar in einigen 
Bundesländern bereits wieder 
Bestandteil der Altersbezüge, 
aber noch nicht überall. Im 
Bund hat Bundesinnenminis-
terin Nancy Faeser im Januar 

angekündigt, sie auf den Weg 
zu bringen.

 < Ausblick 2022

Für 2022 werfen Ereignisse ihre 
Schatten voraus, bei denen die 
DPolG federführend ist oder 
eng eingebunden sein wird. 
Ende Juni werden unter der Lei-
tung der DPolG Bayern und der 
Bundespolizeigewerkschaft die 
Einsatzkräfte im Rahmen des 
G7-Gipfels in Elmau (Bayern) 
gewerkschaftlich betreut. Im 
November dieses Jahres kom-
men dann die Delegierten des 
DPolG-Bundesjugendkongres-
ses in Leipzig zusammen und 
wählen eine neue Führungs-
spitze. Ende des Monats folgt 

der dbb Bundeskongress, auf 
dem die DPolG als starke Mit-
gliedsgewerkschaft im dbb ihre 
Stimmen und ihre Anträge ein-
bringen wird.

Als sowohl tarif- wie auch 
 beamtenpolitisches Thema 
wurde unter dem Stichwort 
„Jobrad“ über die seit Kurzem 
bestehende Möglichkeit einer 
Entgeltumwandlung für ein 
Fahrradleasing diskutiert. Im 
Bereich von Bund und Kommu-
nen und in einigen Bundeslän-
dern existiert bereits die Mög-
lichkeit für Beschäftigte, über 
eine derartige Finanzierung ein 

Fahrrad zu erwerben. Für die 
Tarifbeschäftigten der Länder 
besteht diese Möglichkeit der-
zeit nicht, denn es fehlt an ei-
nem entsprechenden Tarifver-
trag und somit der rechtlichen 
Grundlage dazu. Bundesvorsit-
zender Rainer Wendt machte 
für künftige zu treffende Rege-
lungen jedoch deutlich, dass 

dem Arbeitnehmer möglichst 
keine Nachteile entstehen dür-
fen. Die derzeitige Rechtslage 
bedeutet, dass die Entgeltum-
wandlung zu  einer Minderung 
der Alters bezüge führen kann. 

Ein besonderer Moment in der 
Sitzung war die Nachwahl der 
Bundesfrauenbeauftragten, da 

 < Frank Richter, Vorsitzender der DPolG-Kommission Inklusion und Teil-
habe, erläutert den neuen Namen der Kommission und berichtet von 
laufenden Aktivitäten (siehe Seite 15).

 < Jürgen Köhnlein, Landesvorsitzender Bayern, stellt das Thema „Jobrad 
für Beschäftigte“ vor.

Kandidat für die dbb Bundesleitung

Der Bundeshauptvorstand schlägt einstimmig Heiko Teggatz, 
stellvertretender DPolG-Bundesvorsitzender, für das Amt  
eines stellvertretenden dbb Bundesvorsitzenden vor. Die  
Wahl findet im November im Rahmen des dbb Bundeskon-
gresses statt. Heiko Teggatz führt seit 2019 die DPolG Bun-
despolizeigewerkschaft als Vorsitzender und ist seit 2021 
 Mitglied in der DPolG-Bundesleitung.
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 < Bundesfrauenbeauftragte Angélique Yumusak – frisch im Amt und erste Glückwünsche von der Bundesleitung

die bisherige Bundesfrauenbe-
auftragte Sabine Schumann im 
letzten Jahr zur stellvertreten-
den DPolG-Bundesvorsitzen-
den gewählt worden war. 
 Angélique Yumusak aus Berlin 
wurde einstimmig zur neuen 
Frauenbeauftragten gewählt. 
Yumusak, seit 1994 Polizistin, 
nahm während ihrer berufli-
chen Laufbahn verschiedene 
Auf gaben bei der Berliner Poli-
zei wahr. Als Personenschütze-
rin im Bereich der Individualge-
fährdung sind ihr Schichtdienst 
und bedarfsorientierter Dienst 
nicht fremd. „In diesen Jahren 
konnte ich viele Erfahrungen 
sammeln, bei denen Kommuni-
kation und Empathie im Um-
gang mit Menschen besonders 
gefragt waren.“ Ihr Grundsatz 
lautet: „Frauen sind im Polizei-
beruf nicht mehr wegzuden-
ken. Das verändert die Polizei 
und mit diesen Prozessen kön-
nen althergebrachte Struktu-
ren und Denkmuster nicht im-
mer mithalten.“ 

DPolG – Deutsche Polizeigewerkschaft



„Die Ersterfassung aller Ankommenden 
dient der Sicherheit aller in Deutschland“
Der Erste Parlamentarische Geschäftsführer der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Thorsten Frei, im 
 Interview mit dem POLIZEISPIEGEL über den Krieg in der Ukraine, über den Umgang mit Flüchtlingen 
und welche Impulse die Union in der Inneren  Sicherheit setzen will.

Der Krieg in der Ukraine,  
den Russland mit aller Härte 
gegen das Land führt, wird die 
Machtstrukturen möglicher-
weise drastisch verändern. Für 
viele Menschen war es schlicht 
unvorstellbar, dass ein solcher 
Überfall auf ein anderes Land 
in Europa möglich ist. War 
Deutschland zu blauäugig und 
wie müssen wir uns künftig 
strategisch besser aufstellen? 
Wie können Frühwarnsysteme 
installiert werden, um künftig 
nicht wieder überrascht zu 
werden? 

In Deutschland haben Politik, 
Wirtschaft und Gesellschaft 
die russische Bedrohung nicht 
so ernst genommen wie unse-
re osteuropäischen Partner. 
Dafür gab es eine ganze Reihe 
von Gründen. Einer davon war 
sicherlich die feste Überzeu-
gung, dass Russland und vor 
allem Präsident Putin an der 
Spitze niemals die europäische 
Friedensordnung, die die Sow-
jetunion und später Russland 
auch zur eigenen Sicherheit 
aufgebaut hat, selbst so wis-
sentlich und brutal zerstören 
würde. Das erschien noch vor 
wenigen Monaten unvorstell-
bar. Das war ein Irrtum, aus 
dem wir jetzt lernen müssen. 
Das heißt, wir müssen zukünf-
tig Erkenntnisse über Entwick-
lungen in der Welt und aufzie-
hende Bedrohungen ernster 
nehmen und uns mehr mit un-
seren Partnern und Verbünde-
ten weltweit über Bedrohungs-
potenziale austauschen. 

Deutschland nimmt seit Be-
ginn des Krieges viele Flücht-
linge aus der Ukraine auf.  
Das ist auch richtig so. Trotz-
dem bleibt es unverständlich, 

warum an der Grenze nicht 
kontrolliert und registriert 
wird, wer zu uns kommt. Die 
Bundespolizei wäre dazu zügig 
in der Lage. Können Sie das 
(Nicht-)Handeln der Bundes-
innenministerin an dieser 
 Stelle nachvollziehen? 

Nein, die mangelnden Vorga-
ben sind mir unerklärlich. Es 
darf nicht sein, dass die Bun-
desregierung ihrer zentralen 
Aufgabe, den Schutz der An-
kommenden und der Bevöl-
kerung sicherzustellen, nicht 
nachkommt. Die lückenlose 
Ersterfassung aller Ankom-
menden dient nicht nur der 
 Sicherheit der Kriegsflüchtlin-
ge, sondern auch der Sicherheit 
aller Menschen in Deutschland. 
Die Behauptung der Bundesre-

gierung, dass alle Einreisenden 
ersterfasst werden, stimmt 
einfach nicht. 

Der Schutz der Außengrenzen 
der EU ist noch immer in der 
Zuständigkeit der jeweiligen 
Mitgliedsländer, das Vorgehen 

unterscheidet sich oft beträcht-
lich. Halten Sie den Aufbau ei-
nes einheitlichen  europäischen 
Grenzschutzes für richtig und 
sinnvoll? Welche Rolle könnte 
die Grenzschutzagentur FRON-
TEX dabei spielen?  

Die Mängel beim Schutz der 
EU-Außengrenzen gefährden 
eine der wesentlichen Errun-
genschaften des europäischen 
Einigungsprojekts: den Schen-
genraum.

Daher ist es für uns selbstver-
ständlich, FRONTEX zu einer 
echten europäischen Grenz-
schutzpolizei weiterzuentwi-
ckeln und – unter Berücksichti-
gung nationaler Souveränität 
– entsprechend auszustatten. 

Der Kampf gegen Clankrimina-
lität ist angesichts der Struktu-
ren, die sich in den vergange-
nen Jahrzehnten verfestigt 
haben, eine schwierige und 
komplizierte Aufgabe. Was ist 
für Sie der richtige Weg, um 
dieses Problem besser als bis-
her in den Griff zu bekommen? 

Um es ganz klar zu sagen: 
 Clankriminalität ist schwerste 
Kriminalität mit Raub, Erpres-
sung, Tötungsdelikten, Dro-
gen handel und Zwangspros-
titution. Daher müssen wir 
kriminelle Clans mit aller 
Macht des Rechtsstaats be-
kämpfen. Die Erfahrung zeigt: 
Kriminelle Clanfamilien arbei-

Zur Steuerung von Migration und zur Absicherung  
des Schengenraums ist eine wirksame Kontrolle  

der Außengrenzen unerlässlich.
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ten hoch konspirativ. Klassi-
sche Ermittlungsmethoden aus 
dem Bereich der Bekämpfung 
der Organisierten Kriminalität, 
so etwa der Einsatz von ver-
deckten Ermittlern, sind des-
halb zum größten Teil nicht 
 anwendbar. Ein wirksames 
Mittel, das uns hilft, persönli-
che Verbindungen im familiä-
ren Kontext besser aufzuklä-
ren, ist die Überwachung der 
Kommunikation und Bewe-
gungsprofile der Straftäter.  

Welche Impulse für die Innere 
Sicherheit kann die Unionsfrak-
tion im Deutschen Bundestag 
als Opposition auf den Weg 
bringen? Rächt es sich nun, 
dass das Bundespolizeigesetz 
so kurz vor der Wahl geschei-
tert ist?  

Es ist bedrückend zu sehen, 
dass es der Regierungskoali- 
tion offenbar mehr um Schutz 
vor den Sicherheitsbehörden 
geht als um die Sicherheit der 
Bürger. Allem Anschein nach 
hegen SPD, Grüne und FDP 
 gegenüber unseren Sicher-
heitsbehörden ein grundlegen-
des Misstrauen: Befugnisse 
 sollen eingeengt, zu sätzliche 
Beschwerdestellen geschaffen 
und Polizeibeamte gekenn-
zeichnet werden. Datenschutz 
und Klagemöglichkeiten gegen 
den Staat sind der Ampel of-
fenbar wichtiger als effektive 
Strafverfolgung und wirksamer 
Schutz vor  Terror. Als Unions-
fraktion fordern wir  unter an-
derem ein entschie deneres 
Vorgehen  gegen Gefährder und 
auch  entschiedene Maßnah-
men auf europäischer Ebene.  

Wie steht es um die Stabilität 
unserer Stromversorgung? Sind 
wir ausreichend vorbe reitet da-
rauf, beispielsweise großflächi-
ge Stromausfälle über einen 
längeren Zeitraum zu managen?  

Aus dem russischen Angriffs-
krieg müssen sowohl außen-
politisch als auch innenpoli-
tisch Lehren gezogen werden. 
Wir müssen uns wieder stärker 
bewusst machen, dass militäri-
sche und zivile Verteidigung 

zwei Seiten derselben Medaille 
sind. Cyberattacken auf kriti-
sche Infrastrukturen können 
schlimme Folgen nach sich zie-
hen, ebenso hybride Angriffe 
durch Desinformationskam-
pagnen in den Medien und 
 sozialen Netzwerken. Nicht 
vergessen dürfen wir auch  
die Gefahren zum Beispiel bei 
Extremwetterereignissen.  
Die Hochwasserkatastrophe 

und die Pandemie haben ge-
zeigt, dass der föderal ausge-
richtete Bevölkerungsschutz  
in Großschadenslagen ange-
passt und optimiert werden 
muss. Die strikte Trennung der 
Zuständigkeit in Zivilschutz für 
den Verteidigungsfall, für den 
der Bund zuständig ist, und in 
Katastrophenschutz in Friedens-
zeiten als Aufgabe der Länder 
ist nicht mehr zeit gemäß.

Welche Rolle sollte dem 
 Bundesamt für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhilfe 
künftig zukommen?

Ja, die Mittel müssen daher  
in diesem Bereich aufgestockt 
werden. Das Bundesamt für 
Bevölkerungsschutz und Ka-
tastrophenhilfe (BBK) muss 
dringend besser ausgestattet 
werden. Es sollte neben der Zu-
ständigkeit im Zivilschutzfall 
künftig auch als Zentralstelle 
für Krisenmanagement han-
deln. Ziel muss sein, das BBK 
als leistungsstarke Plattform 
für einen Austausch zwischen 
Bund, Ländern, THW, Hilfsor-
ganisationen und Bundeswehr 
auszubauen. Der Zivilschutz 
benötigt dringend mehr Kapa-
zitäten bei der Versorgung der 
Bevölkerung mit Strom und 
Wasser. Aber auch die War-
nung der Bevölkerung, zentra- 
le Anlaufstellen im Krisenfall, 
wenn der Strom ausfällt, der 
Ausbau der Gesundheitsvor-
sorge und auch die Sensibilisie-
rung der Menschen sind von 
Bedeutung. Die Leistungsfä-
higkeit des Technischen Hilfs-
werks und aller Katastrophen-
schutzorganisationen sollte 
weiter gestärkt werden. 

Was halten Sie von dem  
Plan der Ampel, Cannabis  
zu legalisieren?

Gar nichts. Cannabis ist nach-
weislich die Einstiegsdroge 
Nummer eins. Mit der Legali-
sierung wird am Ende auch der 
Konsum von harten Drogen 
 zunehmen. Die Vorstellung, 
Cannabis an Erwachsene in 
zertifizierten Läden zu verkau-
fen und alles würde besser, ist 
naiv. Wenn Kiffen erst legal ist, 
werden viele Erwachsene und 
auch Jugendliche zum Joint 
greifen, die das aufgrund mög-
licher Sanktionen vorher nicht 
getan hätten. Dadurch wird 
Kiffen erst salonfähig. Völlig 
abwegig sind auch die Vorstel-
lungen, dass es dann keinen 
Schwarzmarkt und keine Ver-
unreinigungen mehr geben 
könnte, was Jugendliche 
 schützen würde.  

Thorsten Frei
Jahrgang 1973, römisch-katholisch, verheiratet, drei Kinder 

 > Dezember 2021 bis heute 
Erster Parlamentarischer Geschäftsführer der  
CDU/CSU-Bundestagsfraktion

 > 2018 bis 2021 
Stellvertretender Vorsitzender der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion

 > 2013 bis heute 
Mitglied des Deutschen Bundestages

 > 2004 bis 2013 
Oberbürgermeister der Stadt Donaueschingen

Ein starker Zivilschutz für den Verteidigungsfall hilft  
auch im Katastrophenfall.

 < Die Sicherheit  
der Bürgerinnen 
und Bürger muss 
Priorität haben.
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Besuch der DPolG auf der Intertraffic  
in Amsterdam

Künstliche Intelligenz 
unterstützt die 
Verkehrsüberwachung
Nach vier Jahren Pause feierte 
die Verkehrssicherheitsmesse 
„Intertraffic“ in diesem Jahr 
 ihren 50. Jahrestag in Amster-
dam und präsentierte dem in-
ternationalen Fachpublikum 
im Zeitraum vom 29. März bis 
1. April 2022 die aktuellen 
Neuheiten im Bereich der 
 Verkehrssicherheitsarbeit. 

Zur persönlichen Inaugen-
scheinnahme der technischen 
Innovationen besuchte auch 
Marco Schäler (Geschäftsfüh-
rer der DPolG-Kommission Ver-
kehr) die Ausstellung in diesem 
Jahr und erkundigte sich bei 
verschiedenen Firmen über die 
aktuellen Entwicklungen im 
Bereich der technikunterstütz-
ten Verkehrsüberwachung. Be-
sonders interessant sind dabei 
die von einigen Firmen ange-
botenen Systemlösungen zur 
automatisierten Erkennung 
von Verhaltensverstößen mit-
hilfe von künstlicher Intelli-
genz, die die polizeilichen Kon-
trollmaßnahmen insbesondere 
in der Überwachung von Han-
dy-, Abbiege-, Abstands- oder 

Gurtverstößen ergänzen kön-
nen und bereits in verschiede-
nen Ländern erfolgreich einge-
setzt werden. Nach Auskunft 
der Hersteller können diese 
Systeme auch multifunktional 
eingesetzt werden und mehre-
re Verkehrsverstöße zeitgleich 
erkennen sowie beweissicher 
dokumentieren. Nicht weniger 

spannend sind die präsentier-
ten Techniklösungen zur Ge-
wichtsmessung von Schwer-
verkehrsfahrzeugen während 
der Fahrt, die eine noch effizi-
entere Vorselektion von man-
gelbehafteten Fahrzeugen er-
möglichen. 

Darüber hinaus traf sich Marco 
Schäler mit dem Vorsitzenden 
des Bundesverbandes Verkehrs-
sicherheitstechnik e. V. (Gerrit 
Palm) und besprach mit ihm 
den möglichen Einsatz solcher 
Techniken in der Bundesrepub-
lik Deutschland. Im Rahmen 
des Gespräches wurde verein-
bart, dass die DPolG-Kommissi-
on Verkehr die aktuellen Ent-
wicklungen im Bereich der 

automatisierten Verkehrsüber-
wachung weiterhin aufmerk-
sam verfolgt und zukünftig mit 
entsprechenden Empfehlun-
gen zum rechtssicheren Einsatz 
in den entsprechenden Fach-
ausschüssen einbringen wird. 

Zum Abschluss des eintägigen 
Aufenthaltes besuchte Marco 
Schäler den Präsidenten des 
 Polizeibeamten-Verbandes der 
Kommunalpolizeien in Zürich 
(Gerhard Schaub) und infor-
mierte sich über die Ausstat-
tung und Leistung des neuesten 
Funkstreifenwagen der Züricher 
Polizei. Hierbei handelt es sich 
um einen vollelektrischen Ford 
Mustang, der neben einem leis-
tungsstarken Motor und einer 

beeindruckenden Reichweite 
auch über die neuesten Bedien-
konzepte zur Steuerung von 
Verkehrsüberwachungstechnik 
im Fahrzeug verfügt. 

Insgesamt bleibt festzuhalten, 
dass die polizeiliche Verkehrs-
überwachung in naher Zukunft 
durch automatisierte Systeme 
sinnvoll ergänzt werden kann, 
um die Kontrolldichte sowie Re-
gelbefolgung weiter zu steigern. 
Im kommenden Jahr findet die 
Intertraffic vom 14. bis 16. Juni 
2023 in Istanbul statt und wird 
auch dann mit Sicherheit wie-
der viele Neuheiten präsentie-
ren, die einen weiteren Beitrag 
zur Verwirklichung der „Vision 
Zero“ leisten können. 

 < Marco Schäler (DPolG-Kommission Verkehr) und Gerhard Schaub (Polizei-
beamten-Verband Zürich) (von links)

 < Marco Schäler (DPolG-Kommission Verkehr) und Gerrit Palm (Vorsitzender 
des Bundesverbandes Verkehrssicherheitstechnik) (von links)

 < Systemlösung 
der Firma 
 acusensus zur 
Überwachung 
von Handy-, 
Gurt-, Geschwin-
digkeits- und 
Abstands ver-
stößen (Ge-
winner des 
 „Inspiration 
Awards“ 2022)
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Polizeiliche Kriminalstatistik 2021

Weniger Einbrüche, mehr Straftaten im Netz
Die erfreuliche Nachricht lau-
tet: Die Aufklärungsquote bei 
den erfassten Straftaten lag 
im letzten Jahr höher als im 
Jahr zuvor, bei fast 60 Prozent. 
Ansonsten zeigt die Polizeili-
che Kriminalstatistik für 2021, 
die von Bundesinnenministe-
rin Nancy Faeser, BKA-Prä-
sident Holger Münch und  
dem derzeitigen Vorsitzen- 
den der Innenministerkonfe-
renz,  Joachim Herrmann (CSU, 
 Bayern), am 5. April in Berlin 
vorgestellt wurde, Licht- und 
Schattenseiten. Die Zahl der 
Wohnungseinbrüche ging sig-
nifikant zurück, um 27 Prozent 
auf 54 236 Fälle. Aufgrund 
dessen, dass viele Menschen 

im Homeoffice arbeiteten, 
 ergaben sich weniger Tat-
gelegenheiten. Hinzu kommt:  
Seit 2017 ist der Einbruch-
diebstahl in Privatwohnun- 
gen ein eigener Tatbestand  
im Strafgesetzbuch, der mit 
mindestens einem Jahr Haft 
bestraft wird. 

Erschreckend ist jedoch die 
Entwicklung der Fallzahlen im 
Bereich der Cyberkriminalität. 
Diese haben sich seit 2015 ver-
doppelt. So nahm die Zahl der 
Verbreitung von Kinderporno-
grafie um 108 Prozent zu – das 
sind fast 20 500 Fälle mehr als 
im Jahr zuvor. Die Straf taten 
im Netz insgesamt stiegen  um zwölf Prozent auf über 

146 000 Fälle. 

Beschleunigt wurde diese Ent-
wicklung von den Lockdown-
Maßnahmen. Mehr Menschen 
waren im Internet unterwegs, 
kauften verstärkt online ein 
oder nahmen an Videokon-
ferenzen teil. Das lud Täter 
förmlich ein. DPolG-Bundes-
vorsitzender Rainer Wendt 
fordert deshalb: „Aus Polizei-

sicht müssen ausreichend 
Haushaltsmittel für Personal 
und Technik bei den Sicher-
heitsbehörden bereitgestellt 
werden, um Cyberkriminalität 
wirksam zu bekämpfen. Bund- 
und Länderpolizeien  haben 
diesen Bedarf erkannt und 
stellen seit einiger Zeit Cyber-
spezialisten ein, die sich der 

Bekämpfung von Computer- 
und Internetkriminalität wid-
men. Die Einstellungen  decken 
aber bei Weitem noch nicht 
den Bedarf.“ 

 < Gewalt gegen 
 Einsatzkräfte

Keine Entwarnung gibt es  
bei der Zahl der Gewalttaten 
gegen Polizistinnen und Poli-
zisten. Hier nahmen die Wi-

derstandshandlungen um  
fünf Prozent auf 46 410 Fälle 
zu. Auch die Coronapandemie 
und die damit verbundenen 
Proteste haben die Gewalt 
 gegen die Polizei noch mal 
 verschlimmert. Scheinbar 
 normale Bürger neigen auf 
einmal dazu, gewalttätig 
 aufzutreten.  

 < Zunahme von Straftaten

 > Verbreitung pornografischer Schriften (+ 87,8 Prozent, + 23 467 Fälle),
darunter:
–  Verbreitung, Erwerb, Besitz und Herstellung kinderporno-

grafischer Schriften (+ 108,8 Prozent, + 20 410 Fälle)
–  Verbreitung, Erwerb, Besitz und Herstellung jugendporno-

grafischer Schriften (+ 64,3 Prozent, + 1 998 Fälle)
 > Bedrohung (+ 21,9 Prozent, + 23 271 Fälle)
 > Cybercrime (+ 12,1 Prozent, + 15 752 Fälle)
 > Sexueller Missbrauch von Kindern (+ 6,3 Prozent, + 913 Fälle)
 > Tätlicher Angriff auf Vollstreckungsbeamte und gleichstehende 
Personen (+ 6,3 Prozent, + 990 Fälle)
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„Damit kommt es zu einer Verschiebung aus einem  
analogen Hellfeld in ein digitales Dunkelfeld.“  

Holger Münch, BKA-Präsident 

„Wir brauchen als Polizei die Vorratsdatenspeicherung,  
um Verbindungsdaten auswerten zu können und so zum 
Beispiel kinderpornografische Netzwerke aufzudecken.“  

Rainer Wendt

 < DPolG-Bundesvorsitzender Rainer Wendt: „Gewalt gegen Polizeikräfte 
darf niemals gesellschaftliche Normalität werden.“
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„Alltägliche Einsätze wie zum Beispiel Verkehrskontrollen 
können plötzlich in unfassbare Gewalt gegen Polizeikräfte 

ausarten. Wir haben es erlebt in Kusel, wo eine junge 
 Kollegin und ein junger Kollege erschossen wurden.“  

Rainer Wendt

 < Straftatenanteile 
an Straftaten ins-
gesamt (5 047 860)
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Reichsbürger gefährden zunehmend 
Rechtsstaat und Innere Sicherheit
Bei einem dramatischen Polizeieinsatz in Boxberg in Baden-Württemberg 
am 20. April hat ein mutmaßlicher „Reichsbürger“ auf SEK-Beamte geschos-
sen. Einem Polizisten wurde ins Bein geschossen. Ein Anwesen sollte wegen 
des Verdachts auf illegalen Waffenbesitz durchsucht werden. Der mutmaß-
liche Haupttäter widersetzte sich jedoch der Festnahme.

Der DPolG-Landesvorsitzende 
von Baden-Württemberg und 
stellvertretende Bundesvorsit-
zende Ralf Kusterer äußerte 
sich noch am selben Tag: „Seit 
Jahren beschäftigt die Polizei 
die zunehmende Gefahr, die von 
Reichsbürgern ausgeht. Die Tö-
tung eines SEK-Beamten 2016 
in Bayern kommt in Erinnerung 
und zeigt, mit welchem Gefah-
renpotenzial zu rechnen ist.“ 

Dass dort das SEK mit einge-
setzt war, ist ein Zeichen dafür, 
dass Polizei, Behörden und Jus-
tiz bereits von einer größeren 
Gefährdung ausgegangen sind. 
Leider muss man bei solchen 
Einsätzen immer auch mit 
Waffengewalt rechnen. Die 
 Polizeibeamten gehen dort 
 immer unter großen Gefahren 
für das eigene Leben vor. 

Nach Einschätzung der Deut-
schen Polizeigewerkschaft ge-
hören Einsätze im Zusammen-
hang mit Reichsbürgern zu 
Einsätzen, die früher nur aus 
der Clan-, Rocker- und Organi-
sierten Kriminalität oder aber 
bei Terroristen bekannt waren. 
Kusterer: „Immer da, wo Waf-
fen im Spiel sind, müssen die 
Alarmglocken läuten. Einsätze 

wie diese zeigen die hohe 
Handlungsfähigkeit und Kom-
petenz unserer Spezialeinhei-
ten und der gesamten Polizei. 
Wir haben aber nicht den Ein-
druck, dass umfassende, greif-
bare Lösungen für das Problem 
,Reichsbürger‘ auf dem Tisch 
liegen. Hier ist auch die Politik 
gefordert. Es muss geprüft wer-
den, ob man zur Abwehr der 
Gefahren für den Staat und für 
die Bürger auch rechtlich gut 
aufgestellt ist. Das Problem für 
Behörden wird immer größer. 
Das gilt für die Arbeit der Kfz-
Zulassungsstellen ebenso wie 
für andere Behörden und staat-
liche Einrichtungen. Das gilt 
aber auch für die Gesellschaft.“

Die Reichsbürgerbewegung 
hat zuletzt mit den Corona- 
und Querdenkerprotesten ei-
nen Schub erlebt. Verschwö-
rungstheorien wie die der 
Reichsbürger sind bei den Pro-
testen gegen den Staat und 
die staatlichen Maßnahmen 

im Zusammenhang mit Coro-
na ein Nährboden für die stei-
gende Gewaltbereitschaft von 
Reichsbürgern. Genauso wie 
man es von linken Gewaltex-
zessen bei Castortransporten, 
Mai-Demonstrationen, der 
Startbahn West oder Wackers-
dorf kennt, sind es die Mitläufer 
bei „Spaziergängen“, Quer-
denkerdemonstrationen und 
anderen zweifelhaften Kund-
gebungen, die allen möglichen 
Strömungen Schutz und Profi-
lierung bieten.

Kusterer: „Wir brauchen eine 
klare Distanzierung all derjeni-
gen, die friedlich und ohne 
Waffen für ihre Rechte eintre-
ten. Jeder, der zulässt, dass 
Verschwörungstheoretiker  
und andere, die demokratische 
Interessen der Meinungskund-
gebung unterlaufen, nach au-
ßen offensiv auftreten, muss 
sich klar distanzieren und not-
falls seine Teilnahme selbst 
überdenken.“ 

Personenpotenzial: 
Die ideologische Bandbreite 
der „Reichsbürger“ und 
 „Selbstverwalter“ begünstigt 
ihr hohes Personenpotenzial. 
Im Jahr 2020 sind der Szene der 
„Reichsbürger“ und „Selbstver-
walter“ deutschlandweit etwa 
20 000 (2019: 19 000) Personen 
zuzurechnen. Bei rund 1 000 
(2019: 950), also etwa fünf Pro-
zent davon, handelt es sich um 
Rechtsextremisten.

Straf- und Gewalttaten: 
Im Jahr 2020 wurden der Szene 
der „Reichsbürger“ und „Selbst-
verwalter“ 599 (2019: 589) 
 extremistische Straftaten zu- 
gerechnet. Unter diesen extre-
mis tischen Straftaten waren 
insgesamt 125 (2019: 121) Ge-
walttaten. Hierzu zählen vor 
allem Erpressungsdelikte (78; 
2019: 81) und Widerstandsde-
likte (30; 2019: 30). Bei den 474 
(2019: 468) weiteren Straftat-
beständen überwiegen insbe-
sondere Nötigungen und Be-
drohungen (148; 2019: 156).

Waffenrechtliche Erlaubnisse: 
Seit der Einrichtung zum Bun-
desbeobachtungsobjekt im 
Jahr 2016 wurden mindestens 
880 Szeneangehörigen ihre 
waffenrechtlichen Erlaubnisse 
entzogen. Ende Dezember 2020 
waren rund 550 (2019: 530) 
„Reichsbürger“ und „Selbst-
verwalter“ als Inhaber waffen-
rechtlicher Erlaubnisse bekannt.

 < Ralf Kusterer

„Wenn, wie offensichtlich hier, Täter auf die Polizei schie-
ßen, ist das die schreckliche Realität und zeigt, mit welcher 
Brutalität und Skrupellosigkeit diese Täter vorgehen. Das 

zeigt auch, dass Reichsbürger vor nichts zurückschrecken.“

 < Utensilien von Reichsbürgern, die von der Polizei sichergestellt wurden. Dazu gehörten auch zahlreiche Waffen 
(Bilder aus der Pressekonferenz der Polizei vom 21. April 2022).
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Besuch der DPolG-Stiftung in Lenggries

DPolG-Fachkommission tagt:  
Inklusion und Teilhabe voranbringen
Vom 10. bis 13. April 2022 trafen sich Mitglieder der 
Bundesfachkommission Angelegenheiten behin- 
derter und arbeitseingeschränkter Menschen am 
Alpenrand in Bayern. Die Vertreter der Landesver-
bände nutzten die vier Tage am Sylvensteinstausee 
zur ausgiebigen Diskussion aktueller Themen und 
Herausforderungen in der Behindertenpolitik. 

Nichts ist wie früher – die Pan-
demie, der Klima- und Struk-
turwandel, die Digitalisierung, 
die E-Mobilisierung, der medi-
zinische Fortschritt – um nur 
einige Punkte zu nennen – wie 
auch der Krieg haben Auswir-
kungen auf uns. Auswirkungen 
auf Menschen mit und ohne 
Behinderung, am Arbeitsplatz 
und im Alltag. Die Entwicklung 
und Folgen sind nicht in allen 
Bereichen absehbar. Die ange-
spannte Finanzierungs- und 
Förderpolitik verstärkt die Pro-
blematik. Umso mehr ist es für 
die Fachkommission wichtig, 
nachhaltig auf die Veränderun-
gen zu reagieren und Inklusion 
und Teilhabe gezielt und kon-
sequent voranzubringen. Dies 
spiegelt sich auch im neuen 
Positionspapier des dbb wider. 
Mit konkreten Maßnahmen 
sollen die Rechte der Men-
schen mit Behinderung ge-
stärkt und der uneinge-
schränkte Zugang in allen 
 Lebensbereichen verwirklicht 
werden.

Dass diese Arbeit in der heuti-
gen Zeit einen hohen Stellen-
wert in der Gesellschaft und  
in der Gewerkschaft genießt, 
zeigt auch der Besuch des Bun-
desvorsitzenden Rainer Wendt 
und des stellvertretenden Bun-
desvorsitzenden Thorsten 
Grimm der Deutschen Polizei-
gewerkschaft im Deutschen 
Beamtenbund (dbb). 

Neben Großeinsätzen forder- 
te auch die Coronapandemie in 
den letzten Jahren von den Ein-
satzkräften und Polizeibe-
schäftigten viel ab. Nicht jeder 
Einsatz ging spurlos an ihnen 
vorbei und führte zu hohen 
physischen und psychischen 
Belastungen. Die im Jahr  
1997 gegründete Stiftung  
der Deutschen Polizeigewerk-
schaft in Lenggries (www.
dpolg-stiftung.de) hat das Ziel, 
bundesweit im Dienst verletz-
ten Polizeibeamt(inn)en und 
den Angehörigen anderer Si-
cherheitsbehörden – beispiels-
weise aus Justiz, Zoll oder Be-

rufsfeuerwehr – und deren 
Familien benötigte Unterstüt-
zung zu gewähren. 

Die Fachkommission folgte 
gerne dem Angebot der Stif-
tung, die Sitzung im Haupt-
haus der Stiftungshäuser in 
Fall am Sylvensteinsee abzu-
halten. Vorsitzender Berend 
Jochem und seine Frau stellten 
die aktuelle Situation und Lage 
ihrer beeindruckenden Stif-
tungsarbeit vor. Ein Besuch des 
Therapieraums Natur war 
selbstverständlich und wohltu-
end. Dass der Mensch mit Be-
hinderung auch hier nicht zu 
kurz kommt, beweist unter an-

derem eindrucksvoll die neu 
angeschaffte Rampe am 
Haupteingang des Haupthau-
ses in Fall. Unterstützt wird  
das soziale Engagement durch 
Geld- und Sachspenden wie 
auch durch die Aktion „Mit 
 ‚Urlaub machen‘ helfen“. Ein 
besonderer Dank geht an die 
Bundesleitung der Deutschen 
Polizeigewerkschaft, die sich 
an der Finanzierung der neuen 
Rampe beteiligen wird.

Am Ende der mehrtägigen 
 Tagung bekräftigten alle die 
Zusammenarbeit mit der Stif-
tung und bedankten sich für 
die gute Betreuung.  

 < DPolG-Bundesvorsitzender Rainer Wendt, Stiftungsvorsitzender Berend 
Jochem sowie die Fachkommissionsmitglieder Dirk Bäuerle, Dietrich  
Magunia, Bernhard Jaekel, Axel Höhmann (von links)
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Weiterbeschäftigung von Arbeitnehmern – 
Personalvertretung muss beteiligt werden
Bei der Weiterbeschäftigung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern über die tarifliche 
 Altersgrenze hinaus muss die Personalvertretung beteiligt werden, entschied das BAG kürzlich.

Zum 1. Juli 2014 trat das RV-
Leistungsverbesserungsgesetz 
in Kraft. Dadurch bestehen 
zwei Möglichkeiten einer Wei-
terbeschäftigung über die 
 Altersgrenze hinaus.

§ 33 Abs. 5 TV-L eröffnet die 
Möglichkeit, nach der Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses 
durch Erreichen der Regelalters-
grenze durch Abschluss  eines 
neuen schriftlichen Arbeitsver-
trags weiter be schäf tigt zu wer-
den. Sofern kein  unbefristeter 
Arbeitsvertrag vereinbart wird, 
bedarf es für ein befristetes Be-
schäftigungsverhältnis eines 
sach lichen Grundes im Sinne 
des § 14 Abs. 1 Teilzeit- und 
 Be fristungsgesetzes. 

Nach § 41 Satz 3 SGB VI können 
die Arbeitsvertragsparteien in-
nerhalb des noch laufenden Ar-
beitsverhältnisses den Beendi-
gungszeitpunkt (auch mehrfach) 
hinausschieben. Durch das Hin-
ausschieben des Beendigungs-
zeitpunkts wird kein neues be-
fristetes Arbeitsverhältnis 
begründet. Dadurch bedarf es 
keines sachlichen Grundes für 
eine Befristung. Erforderlich ist 
hierfür der Abschluss einer ver-
traglichen Vereinbarung wäh-
rend des noch laufenden Be-
schäftigungsverhältnisses, in der 
ein neuer Beendigungszeitpunkt 
fest gelegt wird.

Die Entscheidung, ob ein Be-
schäftigter über die Regelalters-
grenze hinaus weiterbeschäf-
tigt werden soll, unterliegt dem 
freien Ermessen des Arbeitge-
bers. Der Arbeitgeber kann über 
eine solche Weiterbeschäfti-
gung frei entscheiden, denn 
durch die automatische Beendi-

gung des Arbeitsverhältnisses 
mit Erreichen der Regelalters-
grenze steht dem Arbeitnehmer 
weder ein (Weiter-)Beschäfti-
gungs- noch ein Wiedereinstel-
lungsanspruch zu. 

 < Wie aber sieht es mit  
der Beteiligung der 
 Personalvertretung aus?

Die Arbeitgeber haben den 
Standpunkt eingenommen, dass 
eine auf einer Hinausschiebens-
vereinbarung gemäß § 41 Satz 
3 SGB VI beruhende Weiterbe-
schäftigung eines Arbeitnehmers 
über eine tarifliche Altersgren-
ze hinaus nicht der Zustim-
mung des Betriebsrats nach 
§ 99 Abs. 1 BetrVG bedürfe.

Die Arbeitnehmervertretung 
sah darin eine mitbestim-
mungspflichtige Einstellung. 

 < Der Siebte Senat des 
BAG hat dazu unter Az.: 
7 ABR 22/20 entschieden: 

Arbeitgeber haben die Personal-
vertretung bei einer auf einer 
Hinausschiebensvereinbarung 
beruhenden Weiterbeschäf-
tigung eines Arbeitnehmers 
über die tarifliche Altersgrenze 
hinaus zu beteiligen.

Das Mitbestimmungsrecht  
der Personalvertretung bei der 
Einstellung dient vornehmlich 
den Interessen der schon im 
Betrieb beschäftigten Arbeit-
nehmer (BAG 12. Juni 2019 – 
1 ABR 5/18). Im Hinblick auf 
diesen Schutzzweck kommt 
eine Einstellung nicht nur bei 
der erstmaligen Eingliederung 
eines Mitarbeiters in den 
 Betrieb in Betracht. Die Inte-

ressen der bereits im Betrieb 
beschäftigten Arbeitnehmer 
sind auch berührt, wenn ein 
Arbeitnehmer über den zu-
nächst vor gesehenen Zeit-
punkt hinaus im Betrieb ver-
bleibt. Die Beschäftigung nach 
dem Ende  eines befristeten 
 Arbeitsvertrags ist personal-
vertretungsrechtlich als Ein-
stellung zu werten. Die die 
 Versagung der Zustimmung 
rechtfertigenden Gründe stel-
len sich bei einer Verlängerung 
des Arbeitsverhältnisses erneut 

und möglicherweise unter an-
deren Gesichtspunkten dar, so-
dass es einer erneuten Prüfung 
der Personalvertretung bedarf.

Mit der Weiterbeschäftigung 
eines Arbeitnehmers über das 
Ende eines befristeten Arbeits-
verhältnisses hinaus nimmt 
der Arbeitgeber – nicht anders 
als bei einer Neueinstellung –  
eine Besetzung des aufgrund 
der Befristung des Arbeitsver-
hältnisses frei werdenden 
 Arbeitsplatzes vor.  
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< Arbeitsplatzbörse

Die DPolG unterstützt in dieser Rubrik die Bemühungen aller Kol-
leginnen und Kollegen zum Wechsel in ein anderes Bundesland. 
Die Veröffentlichung ist kostenfrei. Bitte nutzen Sie für Ihre Zu-
schrift die E-Mail-Adresse dpolg@dbb.de.

Baden-Württemberg <-> Berlin 
Kommissar (A 9) bei der LaPo Berlin sucht aus familiären Gründen 
einen Tauschpartner, der aus Baden-Württemberg zur LaPo Berlin 
wechseln möchte. Bei Interesse bitte an tauschberlin@outlook.com 
schreiben oder einfach über die Tel.-Nr.: 0173.1927260 melden.

 < Urlaubsangebote

Ihr Inserat kommt im Rahmen des Platzangebots zum Abdruck. 
Bitte beachten Sie:
1. Keine gewerblichen Inserate. Wir behalten uns Kürzungen vor.
2. Ihre Zusendung bitte an dpolg@dbb.de
3.  Umfang: max. 190 Buchstaben (30 Buchstaben Überschrift,  

160 Buchstaben Text)
4. Kosten: 20 Euro; Rechnung bitte abwarten.

Toskana/Maremma 
Nur 25 Min. ans Meer, wunderschöne Strände, glasklares Wasser. 
Traumhafte Aussicht von der Terrasse in klassische toskanische 
Landschaft. Naturstein-FeWo in historischem Dorf Caldana. 65 m2, 
2 Schlafzimmer, max. 4 Pers., voll ausgestattet, Küche inkl. Geschirrsp., 
Tel. 08131.260463; E-Mail: residenzacaldana@hotmail.com
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JUNGE POLIZEI trifft sich in Magdeburg – 
Gewerkschaftsarbeit zum Anfassen!
… so könnte man die erste Bundesjugendkonfe-
renz (BJK) 2022 beschreiben. Vom 16. bis 18. März 
trafen sich die Mitglieder der JUNGEN POLIZEI in 
Magdeburg. Seit 2020 tagte die Bundesjugend-
konferenz aufgrund der pandemischen Lage 
 dreimal digital. Unter Einhaltung der rechtlichen 
Vorgaben und der aktuellen Hygienemaßnahmen 
fand nach über zwei Jahren die erste BJK in Prä-
senz statt. 

Bereits vor der Pandemie lud 
der Landesverband Sachsen-
Anhalt das Gremium nach 
Magdeburg ein. Nach über 
zwei Jahren konnten wir 
 endlich der Einladung folgen. 
An dieser Stelle möchten wir 
uns für die Gastfreundschaft 
bedanken und ein herzliches 
Dankeschön an Nils Gäbel 
(Landesjugendleiter S-A) 
 ausrichten, der uns bei der 
 Organisation tatkräftig un-
terstützt hat. 

Diese BJK ließ in allen Teilneh-
menden wieder das gewerk-
schaftliche Feuer auflodern, 
welches aufgrund der Pande-
mie bei einigen ungewollt auf 
Sparflamme lief. Neben altbe-
kannten Gesichtern nahmen 
auch diesmal wieder viele neue 
ehrenamtliche Mitglieder an 
der BJK teil. Es ist immer ein 
schönes Gefühl, dass das Inter-
esse an aktiver Gewerkschafts-
arbeit weiterhin besteht. 

Durch Michael Haug (Bundes-
jugendleiter) wurde die BJK er-
öffnet und die Teilnehmenden 
wurden begrüßt. Auch Rainer 
Wendt (Bundesvorsitzender) 
und Thorsten Grimm (Mitglied 
der Bundesleitung/Ansprech-
partner JUPO) ließen es sich 
nicht nehmen, der Veranstal-
tung beizuwohnen und den 
Anwesenden einen Einblick in 
die Arbeit der Bundesleitung 
sowie aktuelle sicherheitspoli-
tische Themen zu geben. 

Bereits zu Beginn kristallisier-
ten sich schnell zwei Kernthe-
men der BJK heraus. Unter an-
derem liegt das Augenmerk 
auf dem kommenden Bundes-
jugendtag der dbb jugend im 
Mai in Berlin. Hier sind wir als 
stärkste Jugendorganisation 
im dbb stolz, mit Toni Nickel 
(Bundespolizei) einen Kandida-
ten aus den eigenen Reihen 
für eine Stelle in der Bundes-
jugendleitung der dbb jugend 
ins Rennen zu schicken. 

2022 steht ganz im Zeichen der 
gewerkschaftlichen Verände-
rung. Auch für die JUNGE POLI-
ZEI bringt das Jahr 2022 einige 
Veränderungen mit sich. Im 
November wird der Bundes-
jugendkongress der JUNGEN 
POLIZEI stattfinden. Wie auch 

bei der dbb jugend wird hier 
die neue Bundesjugendleitung 
der JUNGEN POLIZEI gewählt. 
Leider ist aufgrund der Alters-
grenze bei der Wahl in die 
 Bundesjugendleitung eine 
Kandi datur von Michael Haug, 
Matthias Hoppe und Katja 
 Sorgen nicht mehr möglich. 
Des Weiteren wird sich auch 
Dennis Maschmeier nicht zur 
Wahl aufstellen lassen. Jedoch 
haben sich William Bobach und 
Behnam Teimouri Hashtgerdi 
dazu entschieden, sich im 
 November erneut zur Wahl zu 
stellen. Die Planung wird durch 
ein bereits zusammengestell-
tes Organisationsteam über-
nommen und durchgeführt. 

Neben anderen Tagesordnungs-
punkten, wie Werbemittel und 
aktuelle Kooperationen, wur-
den auch anstehende Termine 
besprochen. Hier wird die JUPO 
besonders in die Einsatzkräfte-
betreuung zum G7-Gipfel in El-
mau (20. bis 29. Juni) und tradi-
tionell zum Tag der Deutschen 
Einheit eingebunden sein. 

Danke an alle Teilnehmenden 
für euer Engagement und eu-
ren Zusammenhalt durch diese 
schwere Zeit! Macht weiter so 
und bis ganz bald! 

Behnam Teimouri Hashtgerdi, 
stellvertretender 

 Bundes jugendleiter

 < DPolG-Bundesvorsitzender Rainer Wendt und sein Stellvertreter Thorsten 
Grimm berichteten aus der Bundesleitung und nahmen die Anregungen 
aus der JUNGEN POLIZEI auf.

 < Die Teilnehmenden der Bundesjugendkonferenz im Tagungshotel in  Magdeburg
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Quo vadis Vermummungsverbot?
Eine Betrachtung der aktuellen Rechtsprechung
Von Michael Wernthaler, Bruchsal*

1. Vorwort

Das Vermummungsverbot ge-
hört wohl zu den umstrittens-
ten Regelungen in den deut-
schen Versammlungsgesetzen. 
Dies zeigt sich insbesondere in 
der Strafzumessung, die von 
der Straftat bis zur Ordnungs-
widrigkeit und unter bestimm-
ten Umständen bis zur Sank-
tionslosigkeit reicht.

Der Beitrag zeigt die Historie 
des Vermummungsverbots, 
betrachtet die subjektiven 
und objektiven Tatbestands-
merkmale und bewertet die 
aktuelle Rechtsprechung und 
Entwicklung in der Gesetz-
gebung.

2. Die Historie des 
 Vermummungsverbots

Am 28. Juni 1985 wurde das 
Verbot der „Vermummung“ 
mit den Stimmen der konser-
vativ-liberalen Koalition im 
Bundestag beschlossen. „Ver-
mummung“ wurde gemäß 
§ 125 Abs. 2 StGB (Landfrie-
densbruch) zu einer Straftat, 
sofern sich die Beschuldigten 
in einer „gewalttätigen Men-
schenmenge“ aufhielten und 
die die Polizei zum Ausein an-
der gehen aufgefordert hatte. 
Mit dem sogenannten Artikel-
gesetz vom 9. Juni 1989 wurde 
die „Vermummung“ dann im 
Bundesversammlungsgesetz 
(VersG) generell zur Straftat 
hochgestuft. Damit verfolgte 
der Gesetzgeber das Ziel, ge-
walttätige Ausschreitungen im 
Zusammenhang mit Demons-
trationen einzudämmen und 
den damit verbundenen ernst-
haften Störungen des Gemein-
schaftsfriedens entgegenzu-
wirken. 

Die Vermummung sollte ver-
boten werden, weil das Auf-
treten vermummter Demons-
tranten und der Ausbruch von 

Gewalttätigkeiten nach der 
Überzeugung des Gesetzge-
bers in einem eindeutigen 
 Zusammenhang stehen. Ver-
mummte – so die damalige 
Gesetzesbegründung – provo-
zieren „die Bereitschaft zur 
Gewalt und die Begehung  
von Straftaten. 

Sie stellen bei einer Demons-
tration regelmäßig den Kern 
der Gewalttäter. Sie bestärk-
ten diejenigen Demonstra-
tionsteilnehmer, die ohnehin 
zur Anwendung von Gewalt 
neigten, in ihrer Gewaltbereit-
schaft und könnten in gleicher 
Weise auch Dritte schon durch 
ihr äußeres Erscheinungsbild 
,Schwarze Blöcke‘ beeinflus-
sen.“1 Der Gesetzgeber ging 
von der Annahme aus, „dass 
beim Auftreten von Ver-
mummten (…) ein unfried-
licher Verlauf“ der Demons-
tration zu erwarten sei, „da 
heute Vermummung in aller 
Regel eine Vorstufe zum Ge-
waltausbruch darstelle“.2 Der 
Gesetzgeber sah somit in der 
Vermummung eine abstrakte 
Gefährdung, die unter Strafe 
gestellt wurde.3

1 vgl. BT-Drs. 11/4359, Seite 14
2 vgl. BT-Drs. 11/2834, Seite 12
3 KG, Urteil vom 7. Oktober 2008 –  

(4) 1 Ss 486/07 (286/07)

3. Die Tatbestandsmerk-
male der Vermummung

Eine Straftat gem. § 17 a Abs. 2 
Nr. 1 i. V. m. § 27 Abs. 2 Nr. 2 
VersG begeht, wer an einer öf-
fentlichen Versammlung unter 
freiem Himmel, Aufzügen oder 
Veranstaltungen unter freiem 
Himmel in einer Aufmachung, 
die geeignet und den Umstän-
den nach darauf gerichtet ist, 
die Feststellung der Identität 
zu verhindern, teilnimmt oder 
den Weg zu derartigen Veran-
staltungen in einer solchen 
Aufmachung zurücklegt.

Die strafbare Vermummung 
setzt eine Aufmachung voraus, 
die zur Verhinderung der Fest-
stellung der Identität geeignet 
und bestimmt ist.

Aufmachung umfasst hierbei 
alle Mittel der Unkenntlich-
machung, wie Verkleidung, 
Maskierung oder Bemalung. 
Nicht darunter fallen das (sozi-
aladäquate) Hochhalten eines 
großflächigen Transparents bei 
einer Demonstration4 oder das 
natürliche Verdecken oder Ver-
ändern des Gesichts – etwa 

4 OVG Bautzen, Urteil vom 31. Mai 2018 –  
3 A 199/17; KG Berlin, Urteil vom 12. Juni 
2002 – (5) 1 Ss 424/00 (6/01); VG Leipzig, 
Urteil vom 17. Juni 2016 – 1 K 1273/15.
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durch das Schneiden von Gri-
massen oder Vorhalten der 
Hände.

Die Vermummung ist in der Re-
gel dann geeignet (objektives 
Merkmal), die Feststellung der 
Identität zu verhindern, wenn 
die physiognomischen5 Beson-
derheiten des Gesichts nicht 
mehr erkannt werden können.6 
Beispielsweise durch Beklei-
dungsgegenstände wie Kapu-
zenpulli und Fleeceschal, Kopf-
tücher, Schleier, Burkas und 
ähnliche Gewandungen, Tü-
cher, Kapuzen und Schals, mit 
einer Sturmhaube, durch das 
Aufkleben falscher Bärte, Auf-
setzen von Perücken, Tragen 
von (das Gesicht verdeckenden) 
Helmen, Sonnenbrillen oder 
Faschingsbrillen mit Nase, Mas-
kierungen und Bemalungen.7 
Nicht ausreichend ist das Anle-
gen geschlechtsuntypischer 
Kleidung (zum Beispiel Mann in 
Frauenkleid). Ebenso nicht aus-
reichend ist das Verkleben von 
Fingerkuppen zum Erschweren 
erkennungsdienstlicher Maß-
nahmen. Irrelevant für die Fra-
ge der Eignung ist der Eintritt 
des Erfolges, das heißt, das Er-
kanntwerden trotz Vermum-
mung lässt die Eignung der Ver-
mummung nicht entfallen.8

Die Aufmachung ist dann zur 
Verhinderung der Feststellung 
der Identität bestimmt (sub-
jektives Element), wenn sie ge-
rade zu dem Zweck getragen 
wird, die Feststellung der Iden-
tität zu verhindern oder zumin-
dest zu erschweren. Durch die 
subjektive Absicht erfolgt die 
Abgrenzung zum alltäglichen, 
sozialadäquaten Tragen von 
Kleidungsstücken wie Schals 
oder Pullovern mit Kapuzen im 
Winter oder Sonnenbrillen und 
Basecaps im Sommer zum Son-

5 Physiognomie: Äußeres Erscheinungsbild 
eines Lebewesens, insbesondere eines 
Menschen und hier speziell die für einen 
Menschen charakteristischen Gesichts-
züge (https://de.m.wikipedia.org vom 
10. Oktober 2021)

6 Brenneisen/Wilksen/Staack/Martins, 
VersR, 5. Aufl. 2020, Kap.V 4.2.1, Seite 248. 

7 vgl. OLG Rostock, Beschluss vom 28. Au-
gust 2007 – 3 W 109/07 oder KG Berlin, Ur-
teil vom 7. Oktober 2008 – (4) 1 Ss 486/07 
(286/07)

8 So auch Ullrich, in NVersG, 2. Aufl. 2018, 
§ 9 Rn. 18

nenschutz. Auf die Absicht der 
Verwendung zur Verhinderung 
der Identifikation kann in der 
Regel nur aufgrund äußerer 
Umstände geschlossen wer-
den. Die Tatsache, dass ein ver-
nünftiger anderer Grund für 
die Vermummung fehlt, ist ein 
wesentliches Indiz für die Ver-
hinderungsabsicht. So deuten 
Kapuzen, Sonnenbrillen und 
hochgezogene Schals vor dem 
Mund und über die Nase bei 
hochsommerlichen Tempera-
turen regelmäßig auf eine Ver-
mummung hin und dienen 
nicht dem Temperaturschutz.

Aufmachungen, die erkennbar 
der Meinungsäußerung oder 
künstlerischen Zwecken die-
nen, werden jedoch nicht vom 
Vermummungsverbot erfasst, 
weil sie den Gesamtumstän-
den nach nicht auf Identitäts-
verschleierung gerichtet sind.9 
Dies können beispielsweise 
 Totenmasken bei Versamm-
lungen zum Thema „Tod“ sein 
oder Masken bekannter Politi-
ker bei Demonstrationen ge-
gen deren Politik, insbesondere 
wenn diese nur kurzfristig, the-
matisch begrenzt getragen 
werden. Wenn kein klarer the-
matischer Zusammenhang 
zum Maskentragen besteht, 
kann grundsätzlich von einer 
verbotenen Vermummung 
ausgegangen werden. Keine 
Absicht zur Identitätsverschlei-
erung ist auch dann anzuneh-
men, wenn der Veranstalter 

9 BVerfG, Beschluss vom 25. Oktober 2007 – 
1 BvR 943/02

der Polizei die Identität der 
„Vermummten“ zuvor bekannt 
gibt. Das Vorhandensein eines 
vernünftigen Grundes für die 
Aufmachung schließt jedoch 
nicht aus, dass diese auch zur 
Verhinderung der Identitäts-
feststellung getragen wird, in 
diesen Fällen liegt dann auch 
ein Verstoß gegen das Ver-
mummungsverbot vor. Dies  
ist beispielsweise stets bei 
 einem „Schwarzen Block“ zu 
bejahen, insbesondere wenn 
die Vermummung auch der 
Einschüchterung Andersden-
kender dient.

4. Entwicklung in der 
Rechtsprechung

Strittig in der Rechtsprechung 
der Bundesländer ist, ob auf 
die grundsätzliche Verhinde-
rung der Feststellung der Iden-
tität durch beliebige Personen 
oder nur auf die spezielle Ver-
hinderung der Feststellung der 
Identität durch die Polizei zum 
Zwecke der Strafverfolgung 
abzustellen ist.

Das KG Berlin vertritt die Auf-
fassung, das Vermummungs-
verbot stehe nicht unter dem 
Vorbehalt, dass nur Vollstre-
ckungsbehörden gegenüber 
die Identität nicht verschleiert 
werden darf, sondern gelte un-
eingeschränkt wegen der abs-
trakten Gefahr, die von einer 
Vermummung bei einer De-
monstration ausgeht.10 Dies 

10 KG Berlin, Urteil vom 7. Oktober 2008 –  
(4) 1 Ss 486/07 (286/07)

sahen das OLG Düsseldorf11 
und das OLG Dresden12 eben-
so.

Gegenteilige Meinung vertritt 
das LG Hannover und das LG 
Freiburg, sie begrenzen das 
Vermummungsverbot aus-
schließlich auf die Feststellung 
der Identität durch die Polizei 
zu Strafverfolgungszwecken. 
Die Urteile werden nachfol-
gend erörtert.

a) Rechtsauffassung LG 
 Hannover und LG Freiburg 
(Vermummung als anti-
faschistischer Selbstschutz)

Das LG Hannover hatte eine 
dem linken Spektrum zuge-
ordnete Versammlungsteil-
nehmerin freigesprochen, da 
sie ihre Vermummung aus-
schließlich im Bereich einer 
dem rechten Spektrum zuge-
ordneten Gaststätte getragen 
hatte, aus der heraus in die 
linksgerichtete Versammlung 
hineinfotografiert wurde. Vor 
und nachdem der Aufzug an 
der Gaststätte vorbeigezogen 
war, legte die Versammlungs-
teilnehmerin ihre Vermum-
mung wieder ab.

Das LG Hannover argumentier-
te, dass zwar dem Gesetzes-
wortlaut nach nur allgemein 
gefordert sei, dass die Ver-
mummung den Umständen 
nach darauf gerichtet ist, die 
Feststellung der Identität zu 
verhindern. Jedoch sei es nach 
dem Sinn und Zweck des Ver-
mummungsverbotes erforder-
lich, dass die Identifizierung 
durch die Strafverfolgungs-
behörden verhindert werden 
soll. Diese Auslegung sei aus 
verfassungsrechtlichen Grün-
den zwingend, sonst würde die 
Vorschrift de facto eine Bestra-
fung der Teilnahme an einer 
nicht verbotenen Versamm-
lung (beziehungsweise eine 
Belangung wegen einer Ord-
nungswidrigkeit) und damit 
einen Verstoß gegen das 

11 OLG Düsseldorf, Beschluss vom 28. März 
2017 – III-3 RVs 17/17, 3 RVs 17/17

12 OLG Dresden Beschluss vom 23. Septem-
ber 2013 – 2 OLG 21 Ss 693/13
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Grundrecht der Versammlungs-
freiheit i. S. d. Art. 8 Abs. 1 GG 
bewirken. Das systematische 
Hineinfotografieren in De-
monstrationszüge des jeweili-
gen politischen Gegners würde 
so dazu führen, dass im Falle 
nachfolgender Repressalien 
mithilfe dieser Fotos die De-
monstrationsteilnehmer vor 
der Alternative stünden, entwe-
der Repressalien seitens der po-
litischen Gegner hinzunehmen 
oder aber eine Bestrafung sei-
tens der Strafverfolgungsbe-
hörden wegen Verstoßes gegen 
das Vermummungsverbot zu 
riskieren. Die einzig noch ver-
bleibende Alternative bestünde 
in einem Verzicht auf Teilnah-
me an einer solchen Demons-
tration. Letztlich würde so die 
strafrechtliche Verfolgung von 
Vermummungen einzig mit 
dem Ziel, das Anfertigen von 
Fotos des jeweiligen politischen 
Gegners zu verhindern, dazu 
führen, dass sich die Strafver-
folgungsbehörden unwillentlich 
zum Werkzeug der jeweiligen 
politischen Gegner machen, de-
ren Ziel das Verhindern solcher 
Demonstrationen ist.13

Das LG Freiburg hatte in seiner 
jüngsten Entscheidung vom 
14. Juli 202114 ähnlich entschie-
den und einen Versammlungs-
teilnehmer, der zuvor vom AG 
Freiburg15 wegen Verstoßes ge-
gen das Vermummungsverbot 
verurteilt wurde, aus tatsächli-
chen Gründen freigesprochen, 
da der Angeklagte nicht mit 
dem erforderlichen Vorsatz, 
seine Identifikation zu verhin-
dern, gehandelt habe.

Der Angeklagte hatte an ei- 
ner Versammlung gegen eine 
angemeldete Demonstration 
der Partei „Alternative für 
Deutschland“ (AfD) teilgenom-
men. Hierbei war er mit einer 
schwarzen ins Gesicht gezoge-
nen Mütze, einem blauen über 
den Kopf gezogenen Kapuzen-

13 LG Hannover, Urteil vom 20. Januar 2009 – 
62 c 69/08; ebenso AG Wuppertal, Be-
schluss vom 2. Dezember 2015 – 25 DS 521 
Js 17/15 – 68/15

14 Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig, die 
Revision wird seitens der StA angestrebt.

15 AG Freiburg, 32 Cs 510 Js 21959/19 

pullover und einem blauen 
Schal bekleidet, welcher über 
den Mund bis zur Nasenwurzel 
hochgezogen war, sodass vom 
Gesicht nur noch die Augen-
partie erkennbar und dadurch 
die Identifizierung unmöglich 
war. Nach Auffassung des LG 
Freiburg wurde die Kapuze 
auch zum Schutz vor dem an-
dauernden Nieselregen über 
den Kopf und sein Schal zum 
Zwecke des Kälteschutzes über 
die Nase gezogen. Zur Tatzeit 
herrschte eine Temperatur von 
3,7 bis 7,1 °C.

Zudem sei der Angeklagte 
nicht dauerhaft vermummt 
 gewesen. Er war auch unver-
mummt gefilmt worden, was 
er bemerkt haben musste, da 
er angeleuchtet und dabei 
 teilweise in die Kamera des 
 filmenden Polizeibeamten 
 geblickt hat.

Des Weiteren hätte sich der 
Angeklagte aus Angst vor einer 
Identifizierung durch die „Na-
zis“ vermummt, da er nicht von 
den Teilnehmern des AfD-Auf-
zuges, der in unmittelbarer 
Nähe an dem Angeklagten 
 vorbeizog, habe fotografiert 
oder gefilmt werden wollen.  
Er habe befürchtet, dass ein 
Foto von ihm in der rechten 
Szene beziehungsweise auf 
entsprechenden Websites ver-
breitet und er dann einer zu-
sätzlichen Gefährdung ausge-
setzt sein würde, zumal er als 
Anhänger der linksextremen 
Szene bekannt sei.

Zudem zeigte sich der Ange-
klagte gegenüber der Polizei 
kooperativ. Auf Bitte eines Poli-
zeibeamten bewegte sich der 
Angeklagte, deutlich auf dem 
Video erkennbar, auf die Kame-
ra und somit den Polizeibeam-
ten zu und nannte dann in un-
mittelbarer Nähe der Kamera 
– mit gesenkter Stimme – sei-
ne Anschrift.

Die Kammer konnte angesichts 
dieser Umstände nicht aus-
schließen, dass sich der Ange-
klagte nur zur Vermeidung 

 seiner Identifikation durch  
den politischen Gegner „ver-
mummt“ hatte und insofern 
gerade nicht den für § 27 
Abs. 2 Nr. 2 VersG erforder-
lichen Vorsatz hatte.16

b) Rechtsauffassung KG Berlin17 
(Vermummung als ab straktes 
Gefährdungsdelikt)

Das AG Tiergarten hatte 
 zunächst eine mit Schal und 
Kapuze vermummte Demons-
trantin freigesprochen. Diese 
hatte sich in einer von der Poli-
zei erfolgten Umschließung als 
Teil einer Gegendemonstration 
zu einem NPD-Aufmarsch be-
funden und sich jeweils beim 
Annähern des NPD-Aufzugs 

16 LG Freiburg, 36/20 11 Ns 510 Js 21959/19
17 Das Kammergericht (KG) ist das höchste 

Berliner Gericht der ordentlichen Gerichts-
barkeit. Es ist somit das „Oberlandes-
gericht (OLG)“ des Landes Berlin. Der 
 Kammergerichtsbezirk umfasst das voll-
ständige Gebiet des Bundeslandes Berlin. 
Zu dem Bezirk gehören ein Landgericht 
und elf Amtsgerichte.

vermummt, indem sie ihr Ge-
sicht mit einem schwarzen 
Fleecetuch verhüllte; zudem 
zog sie die Kapuze ihres Pullo-
vers über den Kopf, sodass von 
ihrem Gesicht nur noch die Au-
gen zu sehen waren. Die Ange-
klagte wollte damit erreichen, 
dass sie für die von ihr erwar-
teten Film- und Fotoaufnah-
men aus der NPD-Demonstra-
tion heraus nicht zu erkennen 
war. Nachdem der NPD-Aufzug 
nach einigen Minuten vorüber-
gezogen war, nahm die Ange-
klagte sowohl die Kapuze als 
auch das Fleecetuch wieder 
von ihrem Kopf, sodass sie für  
die Polizeibeamten wieder 
 erkennbar war, und ihr war 
 bewusst, dass sie so unver-
mummt durch die Polizei 
 gefilmt wurde.

Das KG Berlin hob den Frei-
spruch auf, verurteilte die ver-
mummte Demonstrantin und 
argumentiert, dass das AG 
Tiergarten mit seinen Ausfüh-
rungen den Regelungsgehalt 
der §§ 17 a Abs. 2 Nr. 1, 27 
Abs. 2 Nr. 2 VersammlG ver-
kannt habe, denn eine solche 
Auslegung der Normen sei we-
der nach dem Wortlaut noch 
nach dem Willen des Gesetz-
gebers geboten. Maßgebend 
für die Interpretation eines Ge-
setzes sei der in ihm zum Aus-
druck kommende objektivierte 
Wille des Gesetzgebers.18 Da-
nach genüge es für ein Verbot, 
so das KG Berlin, dass die Ver-
mummung objektiv geeignet 
und den objektiven Umstän-
den nach darauf gerichtet ist, 
die Feststellung der Identität 
des so aufgemachten Demons-
trationsteilnehmers zu verhin-
dern. Weitere Merkmale ent-
hält der Tatbestand nicht.

Das Vermummungsverbot 
nach § 17 a Abs. 1 VersammlG 
steht nämlich nicht unter dem 
Vorbehalt, dass nur Vollstre-
ckungsbehörden gegenüber 
die Identität nicht verschleiert 
werden darf, sondern gilt un-
eingeschränkt wegen der abs-
trakten Gefahr, die von einer 

18 vgl. BVerfGE 79, 106 (121) = NJW 1985, 
1599
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Vermummung bei einer De-
monstration ausgeht. Die Ent-
stehungsgeschichte des Geset-
zes zeige, dass der Wille des 
Gesetzgebers auf diese Art der 
Regelung gerichtet war. Der 
Gesetzgeber verfolgte das Ziel, 
gewalttätige Ausschreitungen 
im Zusammenhang mit De-
monstrationen einzudämmen 
und den damit verbundenen 
ernsthaften Störungen des 
 Gemeinschaftsfriedens ent-
gegenzuwirken. Die Vermum-
mung wurde verboten, weil 
das Auftreten vermummter 
Demonstranten und der Aus-
bruch von Gewalttätigkeiten 
nach der Überzeugung des Ge-
setzgebers in einem eindeuti-
gen Zusammenhang stehen.19

Eine Aufmachung zur Verhin-
derung der Identitätsfeststel-
lung ist dann verboten, wenn 
die Aufmachung den Umstän-

19 vgl. BT-Drs. 11/4359, Seite 14

den nach darauf gerichtet ist, 
die Feststellung der Identität 
zu verhindern. Weitere Voraus-
setzungen oder Einschränkun-
gen enthält der Gesetzeswort-
laut nicht. Weder bedarf es der 
zusätzlichen Feststellung, dass 
die Vermummung auch zur 
Friedensstörung geeignet ist, 
noch ist es erforderlich, dass 
die Verhinderung der Identifi-
kation durch die Strafverfol-
gungsbehörden alleinige oder 
vorrangige Motivation sein 
muss. Maßgeblich ist allein die 
Tatsache der Vermummung, 
die sich aus der bereits darge-
stellten Entstehungsgeschich-
te des Gesetzes ergibt.

Die dargestellte Rechtspre-
chung und Begründung des KG 
Berlin wurde in den folgenden 
Jahren vom OLG Düsseldorf, 
Beschluss vom 28. März 2017, 
und vom OLG Dresden, Be-
schluss vom 23. September 
2013, geteilt und bestätigt.

5. Fazit und Bewertung

Für den Zuständigkeitsbereich 
des (Bundes-)Versammlungs-
gesetzes (VersG) gilt weiter- 
hin die Vermummungsrege-
lung unverändert auf der Basis 
der Gesetzgebungslage von 
1989, weshalb der Gesetzes-
begründung zu folgen und die 
(konservative) Rechtsauffas-
sung des KG Berlin zu unter-
stützen ist.

Der (liberaleren) Rechtsauf-
fassung des LG Hannover und 
des LG Freiburg kann deshalb 
nicht gefolgt werden, zumin-
dest dann nicht, sofern das 
VersG unverändert Gültigkeit 
besitzt.

Die Bundeshauptstadt Berlin 
hat dieses Problem erkannt 
und in ihrem neuen Versamm-
lungsfreiheitsgesetz (VersFG 
BE vom 23. Februar 2021) die 
Vermummungsbestimmungen 

zusätzlich unter die Bedingun-
gen der Verwaltungsakzessori-
etät gestellt und den Tatbe-
stand auf die Verwendung von 
Gegenständen beschränkt, 
„die zur Identitätsverschleie-
rung geeignet und den Um-
ständen nach darauf gerichtet 
sind, eine zu Zwecken der Ver-
folgung von Straftaten oder 
einer Ordnungswidrigkeit 
durchgeführte Feststellung der 
Identität zu verhindern“.20

Eine derartige Begrenzung 
fehlt jedoch dem Niedersächsi-
schen Versammlungsgesetz 
(NVersG), das das Vermum-
mungsverbot auf Gegenstän-
de, „die zur Verhinderung der 
Feststellung der Identität ge-
eignet und bestimmt sind“, be-
grenzt und damit die Begriff-
lichkeit des (Bundes-)VersG 
beibehalten hat. 

20 § 19 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 26 Abs. 2 Nr. 3 
VersFG BE 23
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Pfeilabschussgeräte 

Bedürfnis (un)möglich?
Von Max Nerusil, Ansbach

Wie in Ausgabe 11/2020 des 
POLIZEISPIEGELS bereits berich-
tet, sind infolge der Änderung 
des Waffengesetzes durch das 
Dritte Waffenrechtsänderungs-
gesetz Pfeilabschussgeräte seit 
dem 1. September 2020 in An-
lage 1, Abschnitt 1, Unterab-
schnitt 1, Nummer 1.2.3 Waf-
fengesetz den „scharfen“ 
Schusswaffen gleichgestellt. 
Daher gelten für ihren Erwerb 
und Besitz die Voraussetzun-
gen des § 4 Waffengesetz. 
Demnach muss der Antragstel-
ler das 18. Lebensjahr vollen-
det haben, die erforderliche 
Zuverlässigkeit und persönli-
che Eignung besitzen sowie die 
Sachkunde nachgewiesen ha-
ben. Diese Voraussetzungen 
dürften bei legalen Waffenbe-
sitzern regelmäßig bereits vor-
liegen. Dennoch muss der An-
tragsteller auch ein Bedürfnis 
nachweisen. Dieses Bedürfnis 
kann streitig sein, was zu einer 
Leseranfrage führte, die hier-
mit beantwortet werden soll.

 < Zur Rechtslage

Der § 58 Abs. 20 Satz 1 Waffen-
gesetz beinhaltet eine Regelung 
für Altbesitz von Pfeilabschuss-
geräten. Demnach hatte, wer 
am 20. Februar 2020 (dem Tag 
nach der Verkündung des Drit-
ten Waffenrechtsänderungsge-
setzes im Bundesgesetzblatt) 
ein Pfeilabschussgerät besaß, 
welches er vor diesem Tag er-
warb, spätestens am 1. Septem-
ber 2021 dafür eine Waffenbe-
sitzkarte zu beantragen. Ein 
Bedürfnis wird dadurch nicht 
begründet. Es wurde lediglich 
eine zeitliche Übergangsfrist 
geschaffen, womit der verfas-
sungsmäßig notwendigen Nor-
menklarheit, insbesondere der 
internen Konsistenz, Genüge 
getan wurde. Andernfalls wä-
ren Besitzer von Pfeilabschuss-

geräten mit dem Inkrafttreten 
der oben genannten Änderung 
am 1. September 2020 augen-
blicklich zu illegalen Waffenbe-
sitzern geworden. Eine Beantra-
gung einer Waffenbesitzkarte 
für ein Pfeilabschussgerät vor 
diesem Stichtag wäre auch 
nicht möglich gewesen, da die-
se zuvor nicht vom Waffenge-
setz erfasst wurden. Folgerich-
tig wird in § 58 Abs. 20 Satz 2 
Waffengesetz klargestellt, dass 
nach Beantragung einer Waf-
fenbesitzkarte für die Zeit bis zu 
ihrer Erteilung oder Versagung 
der Besitz als erlaubt gilt.

In Anlage 2, Abschnitt 2, Unter-
abschnitt 3 Waffengesetz wer-
den erlaubnispflichtige Waffen 
unter Entbehrlichkeit einzelner 
Erlaubnisvoraussetzungen ge-
stellt. Privilegiert für den Erwerb 
und Besitz ohne Bedürfnisnach-
weis werden in Nummer 1 nur 
die sogenannten „4 mm“-Waf-
fen, nicht aber die Pfeilab-
schussgeräte genannt.

Bei Inhabern eines gültigen 
Jagdscheines wird gemäß § 13 
Abs. 1 Waffengesetz ein Be-
dürfnis für den Erwerb und 

 Besitz von Schusswaffen an-
erkannt, wenn diese zur Jagd-
ausübung benötigt werden 
und nicht nach dem Bundes-
jagdgesetz verboten sind. Aller-
dings wird in den sachlichen 
Verboten des § 19 Abs. 1 Bun-
desjagdgesetzes in Nummer 1 
verboten, mit Pfeilen auf Scha-
lenwild und Seehunde zu schie-
ßen, und in Nummer 2 d) wird 
selbst für Pistolen und Revolver 
eine Mündungsenergie der 
 Geschosse von mindestens  
200 Joule gefordert. Beispiel-
haft wird hier auf den Fest-
stellungsbescheid des Bun-
deskriminalamtes, Az.: SO 13- 
5164.01-Z-506, zum Pfeilab-
schussgerät FX Indy Arrow vom 
2. Dezember 2020 verwiesen. 
Darin wird diesem eine maxi-
male Energie von 94,65 Joule 
attestiert. Demzufolge sind 
Pfeilabschussgeräte nicht 
waidgerecht einsetzbar.

Das Bedürfnis zum Erwerb von 
Schusswaffen durch Sportschüt-
zen ist in § 14 Abs. 3 Waffen-
gesetz geregelt. Hier sieht die 
Nummer 3 vor, dass die zu er-
werbende Waffe für eine Sport-
disziplin nach der Sportordnung 

des Schießsportverbandes zu-
gelassen und erforderlich sein 
muss. Eine genehmigte Disziplin 
für Pfeilabschussgeräte ist der-
zeit allerdings nicht bekannt.

Einzig bei Glaubhaftmachung 
eines entsprechenden Sam-
melkonzepts für Waffensamm-
ler nach § 17 Waffengesetz 
und ferner für Waffensach-
verständige nach § 18 Waffen-
gesetz wird ein Bedürfnis in 
Betracht kommen.

 < Fazit

Die im Waffengesetz aufge-
zählten Bedürfnisse für private 
Waffenbesitzer sind eng defi-
niert. Fraglich bleibt, wie diese 
Verfahrensweise mit dem ver-
fassungsmäßigen Grundrecht 
auf Eigentum aus Art. 14 
Grundgesetz für die Bundes-
republik Deutschland zu ver-
einbaren ist. Dieser schützt 
nämlich das Eigentum jedes 
Bürgers. Die Norm stellt zum 
einen ein Abwehrrecht des Bür-
gers gegenüber dem Staat dar, 
zum anderen verpflichtet sie 
den Gesetzgeber auch, Eigen-
tumsrechte zu schützen. 
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 < Pfeilabschussgerät „Airringer“

 < Erwerbsberechtigungen in der Übersicht
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NACHRICHTEN

Infrastruktur

Neues Verständnis für öffentliche 
Daseinsvorsorge erforderlich
Im Gespräch mit Bundesverkehrsminister Volker Wissing hat dbb Chef Ulrich Silberbach  
massive Investitionen in staatliche Infrastruktur und Personal gefordert.

Ob Klimawandel, Pandemie oder 
jetzt sogar ein Angriffskrieg in Eu-
ropa: Alle großen Krisen unserer 

Zeit machen deutlich, dass nur ein aktiver 
und leistungsfähiger Staat die Sicherheit 
und den Wohlstand der Bürgerinnen und 
Bürger schützen kann. Wir brauchen ein 
neues Verständnis für öffentliche Daseins-
vorsorge. Und zwar jetzt. Denn hektische 
Reparaturarbeiten im Notfall sind auf 
 Dauer immer teurer als vorausschauende 
Planung in guten Zeiten“, sagte der dbb 
Bundesvorsitzende bei dem Treffen im 
Bundesministerium für Digitales und 
 Verkehr am 12. April 2022.

„Wir haben einen riesigen Investitionsstau 
bei der Infrastruktur und dem Personal. 
Um den aufzulösen, braucht es einen ge-
meinsamen Kraftakt von allen staatlichen 
Ebenen. Es sind letztlich nahezu alle Poli-
tikbereiche betroffen, beispielsweise Si-
cherheit, Gesundheit oder Bildung – von 
der allumfassend notwendigen Digitalisie-
rung ganz zu schweigen“, erklärte Silber-
bach. „Das gilt natürlich auch für den Ver-
kehrssektor: Es wird nicht reichen, mal 
eben etwas Geld für Bauleistungen an 
 maroden Brücken auf den Tisch zu legen. 
Wir brauchen auch hier Personal für nach-

haltig bessere Planungs-, Genehmigungs- 
und Instandhaltungskapazitäten ebenso 
wie für den laufenden Betrieb etwa von 
Bus und Bahn.“

Als Beispiel für eine mehr vorausschauen-
de Politik verwies der dbb Chef auf die im 
Zusammenhang mit dem Entlastungs-
paket der Bundesregierung geplante zeit-
lich befristete Absenkung der Kosten für 
ÖPNV-Monatskarten. Silberbach: „Das ist 

kurzfristig sicherlich ein interessanter An-
satz. Langfristig müssen aber in erster Linie 
die Angebote insgesamt ausgebaut wer-
den. Im ländlichen Raum fehlt es oft gene-
rell an ÖPNV-Verbindungen, in den urba-
nen Zentren sind sie dagegen schon heute 
oft nah an der Überlastung. Eine Preissen-
kung ohne Ausbaustrategie ist deshalb auf 
Dauer nicht zielführend. Gerade auch mit 
Blick auf die selbst gesteckten Ziele bei der 
CO₂-Reduzierung in diesem Sektor.“ ■

dbb Gewerkschaftstag 2022
In der Zeit vom 27. bis 30. November 2022 führt der dbb beamtenbund und 
 tarifunion in Berlin seinen Gewerkschaftstag durch.

Der Gewerkschaftstag ist das oberste Organ des dbb und findet turnusgemäß alle 
fünf Jahre statt. Im November 2022 werden die stimmberechtigten Delegierten 
des Gewerkschaftstages den politischen Kurs für die kommende Legislatur fest-
legen und eine neue Bundesleitung wählen.

Die Einladung zum Gewerkschaftstag wird durch die amtierende Bundesleitung in 
Form einer schriftlichen Mitteilung ausgesprochen, die Zeit, Ort, Tagesordnung 
und die eingegangenen Anträge enthält. Sie erfolgt mindestens vier Wochen vor 
dem Gewerkschaftstag.

Ankündigung

Foto: MuchMania/Colourbox.de
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Betriebsverfassungsrecht 

Schwarze Bretter 
müssen schnell 
digital werden
Der Koalitionsvertrag zwischen SPD, Grünen 
und FDP sieht auf Bundesebene vor, digitale 
Plattformen in der Arbeitswelt auszubauen. Sie 
sind eine Bereicherung und wichtig im Zeitalter der 
Digitalisierung. Daher setzt sich der dbb bereits 
seit 2019 für ein digitales Zugangsrecht der 
Gewerkschaften zu den Dienststellen ein.

D ie Ausgestaltung der Mitgliederwerbung und -infor-
mation ist Teil der von Art. 9 Abs. 3 Grundgesetz (GG) 
geschützten Betätigungsfreiheit und muss von den 
Arbeitgebenden geduldet werden. Zu den anerkann-

ten Kontaktmöglichkeiten gehören die Unterhaltung eines 
„Schwarzen Bretts“ als Informationsmedium, das Werben um 
Mitglieder und die Ziele der Gewerkschaft in Dienststelle und  
Betrieb mit Flugblättern sowie das Ansprechen von Beschäftig-
ten einschließlich Aushändigung von Informations- und Werbe-
material. Werbliche Aktivitäten einzelner Gewerkschaftsmitglie-
der qualifiziert das Bundesverfassungsgericht zudem als durch 
Art. 5 Abs. 1 GG geschützte Meinungsäußerungen. 

Diese Grundrechtsverwirklichung setzt praktikable und gleich-
berechtigte Nutzungsmöglichkeiten der jeweils verwendeten 
digitalen Kommunikationswege durch die in der Dienststelle 
vertretenen Gewerkschaften voraus. „Gewerkschaften brauchen 
dringend ein elektronisches Zugangsrecht zum Betrieb. Der An-
teil an Beschäftigten, die mobil oder in flexiblen Arbeitszeitmo-
dellen ar beiten, nimmt stetig zu. Daher sind diese Beschäftigten 
für die Gewerkschaften auf dem herkömmlichen Weg kaum 
mehr erreichbar. Diese Problematik beim Arbeiten im Home-
office ist während der Coronapandemie für jedermann offen-
sichtlich geworden“, sagt dbb Vize und Fachvorstand Tarif politik, 
Volker Geyer.

Veränderte  
Arbeitsabläufe

Neben „konventionellen“ Aktivi-
täten kommt dem „digitalen 
Zugangsrecht“ eine zuneh-
mende Bedeutung zu. Dieser 
Zuwachs resultiert unmittel-
bar aus der schnell fort-
schreitenden Digitalisie-
rung von Arbeitsprozessen 
und -abläufen in allen Be-

reichen des öffent lichen 
Dienstes. In der Folge haben 
sich Beschäftigte bereits an Kommuni-
kationsprozesse gewöhnt, die über das Internet ablaufen:  
Wer für die private und dienstliche Kommunikation vorwiegend 
Messengerdienste nutzt und Informationen nur noch im Internet 
sucht, den erreichen konventionelle Flugblätter oder gedruckte 
Magazine vielfach nicht mehr. Hinzu kommt, dass in „Desk- 
Sharing-Büros“ eine zunehmende Zahl von Beschäftigten nicht 
mehr an ihren persönlich zugeordneten Arbeitsplätzen tätig ist, 
sondern an ständig wechselnden Schreibtischen arbeitet. Glei-
ches gilt für „mobil“ von unterwegs tätige Arbeitnehmende oder 
für „Telearbeitende“, die zu Hause arbeiten.

Gericht bestätigt digitales Zugangsrecht

Mit jedem Schritt der Loslösung von konventionellen Arbeits-
strukturen sind Arbeitnehmende für dienststellenbezogene Wer-
beaktivitäten schwerer erreichbar. Damit erhöht sich die Notwen-
digkeit digitalisierter Kontaktmöglichkeiten signifikant. Beim 
digitalen Zugangsrecht geht es daher nicht nur um das Versenden 
von E-Mails und die Nutzung von E-Mail-Verteilern der Dienststel-

le. Gewerkschaftliche Werbestrategien treffen in der 
digitalen Arbeitswelt auf neue Gegebenheiten. So 

zeichnet sich derzeit beispielsweise 
ab, dass die E-Mail künftig durch 
neuartige „digitale Teamober-
flächen“ ersetzt wird. Dies führt 

dazu, dass elektronische Zugangs-, 
Kontakt-, Werbe- und Informations-

möglichkeiten, die Gewerkschaften in 
der „analogen Arbeitswelt“ haben, 
an ein neues technisches Niveau 
angepasst werden müssen.

Grundsätzlich muss den Gewerk-
schaften ein digitaler Zugang zu den 
Beschäftigten ermöglicht werden. Das Fotos: Visual Generation/Colourbox.de (5)

MITBESTIMMUNG
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Bundesarbeitsgericht hat für den Bereich des Betriebsverfassungs-
rechts bereits 1995 festgestellt, dass Gewerkschaften ohne weite-
re Voraussetzungen das Recht zusteht, E-Mails an alle Beschäftig-
ten – Mitglieder ebenso wie Nichtmitglieder – zu versenden. 

Die öffentliche Verwaltung hat das allerdings überwiegend noch 
nicht übernommen. Zum Beispiel muss ihnen von der Dienststel-
le dazu aus Datenschutzgründen ein aktueller Verteiler „an alle“ 
zur Verfügung gestellt werden. Ihnen ist weiterhin die Möglich-
keit einzuräumen, eigene Informationsangebote oder Links zu 
solchen in vorhandene „Intranets“, beziehungsweise in interne 
„soziale Netzwerke“, einzustellen. Angesichts der ständigen Fort-
entwicklung technischer Standards muss der Zugang der Ge-

werkschaften zu den jeweils in der Dienststelle oder dem Be-
trieb aktuellen  Werbe- und Informationskanälen dauerhaft und 
bruchfrei  eröffnet sein.

Bislang haben die Gewerkschaften erreicht, dass im Rahmen  
der Novellierung des Bundespersonalvertretungsgesetzes zu-
mindest die Möglichkeit geschaffen wurde, auf Verlangen einer 
Gewerkschaft im Intranet der Dienststelle auf den Internetauf-
tritt der Gewerkschaft zu verlinken. Bei den Tarifverhandlungen 
zum TV Hessen ist es dem dbb im Oktober 2021 gelungen, den 
Gewerkschaften in den Mitarbeiterportalen des Landes Hessen 
die Möglichkeit zur Einrichtung eines digitalen „Schwarzen 
Bretts“ einzuräumen. ■

Personalvertretungsrecht

Gewerkschaften brauchen  
digitalen Zugang zu den Amtsstuben

Zwei Jahre Coronapandemie haben die Arbeitswelt auch in der öffentlichen Verwaltung verän-
dert. Homeoffice und mobiles Arbeiten sind heute in vielen Bereichen des öffentlichen Dienstes so 
selbstverständlich, wie es sich vor der Pandemie kaum jemand vorstellen konnte. Mit den neuen 
Möglichkeiten hat sich auch die Art und Weise verändert, wie Mitbestimmung praktiziert wird. 
Personalrätinnen und Personalräte müssen mit den Veränderungen Schritt halten können. Dabei 
ist auch die Politik gefordert.

B ereits im Mai 
2019 hatte der 
dbb in seinem 
Positionspapier 

„Auf dem Weg in die Digita-
lisierung. Mitbestim-
men wohin es geht“ 
gefordert, das Zu-
gangsrecht der Ge-
werkschaften zur 
Dienststelle zu moder-
nisieren. Das betrifft die 
Möglichkeit, gewerk-
schaftliche Informationen 
in den Intranets der Dienst-
stellen hinterlegen zu können ebenso wie digitale Wahlwerbung 
im Umfeld von Per sonalratswahlen über E-Mail-Verteiler. Denn 
wo der persönliche Kontakt zu den Beschäftigten aufgrund neuer 
Arbeitsformen eingeschränkt ist, muss digitaler Ersatz geschaf-
fen werden.

Die dbb Forderungen wurden zunächst nicht in dem Entwurf der 
Novelle des Bundespersonalvertretungsgesetzes (BPersVG) be-
rücksichtigt. In vielen Gesprächen mit Vertreterinnen und Ver-
tretern der Bundestagsfraktionen und vor dem Innenausschuss 
setzten sich dbb Vize und Fachvorstand Beamtenpolitik, Fried-
helm Schäfer, und die Vorsitzende der dbb jugend, Karoline Herr-

mann, dafür ein, dass diese 
notwendigen Neuerungen zu-
mindest teilweise umgesetzt 
werden. Mit § 9 Abs. 3 Satz 2 

BPersVG haben Dienststellen in 
ihrem Intranet auf Verlangen der 

Gewerkschaft nunmehr auf 
deren Internetauftritt zu 
verlinken. Damit war die Tür 
zu einem digitalen Zugangs-

recht zwar einen Spalt breit 
geöffnet; ein aktives Zugangs-
recht war damit aber noch 
nicht geschaffen.

Alle Ebenen der Kommunikation einbeziehen

„Die Möglichkeit, Gewerkschaftsinformationen im Intranet der 
Dienststelle nur abzuholen, reicht natürlich genauso wenig, wie 
einen Stapel Flugblätter neben andere zu legen“, sagt Friedhelm 
Schäfer. „Genauso, wie Gewerkschaftsvertreter in der Dienststel-
le Beschäftigte ,analog‘ ansprechen, müssen sie ,digital‘ auf die 
einzelnen Beschäftigten zugehen können.“ Karoline Herrmann 
ergänzt: „Junge Leute nutzen für private und dienstliche Kommu-
nikation vorwiegend Messengerdienste und suchen Informatio-
nen nur noch im Internet. Flugblätter und Magazine im Printfor-
mat werden von ihnen nicht mehr wahrgenommen.“ Das digitale 

AKTUELL 27Polizeispiegel | dbb seiten | Mai 2022



Zugangsrecht müsse sich daher über die 
Nutzung des E-Mail-Verteilers der Dienststelle hinaus zum Bei-
spiel auch auf neue digitale Kommunikationsmöglichkeiten wie 
Teamoberflächen erstrecken und permanent an die technischen 
Entwicklungen angepasst werden. „Nur so können Gewerkschaf-
ten ihr Grundrecht aus Art. 9 Abs. 3 GG tatsächlich ausüben“, ist 
Schäfer überzeugt und fordert, das dem Koalitionsrecht des Art. 
9 Abs. 3 GG entspringende analoge Zugangsrecht der Gewerk-
schaften zur Dienststelle und zu den Beschäftigten zu einem 
 dynamischen digitalen Zugangsrecht auszubauen.

Rückenwind für das Vorhaben bekam der dbb durch die Folgen 
der Coronakrise für die Arbeitswelt und erarbeitete ein konkreti-
sierendes Positionspapier „Zugangsrecht der Gewerkschaften zu 
den Beschäftigten digitalisieren“. Im Januar 2022 kündigte Bun-
desarbeitsminister Hubertus Heil an, die „Erfahrungen des digita-
len Arbeitens aus der Coronazeit für eine dauerhafte Weiterent-
wicklung der betrieblichen Mitbestimmung nutzen“ zu wollen 
und ein „zeitgemäßes Recht für Gewerkschaften auf digitalen  
Zugang in die Betriebe, das den analogen Rechten der Gewerk-
schaft entspricht“, zu schaffen.

Das Vorhaben des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
(BMAS) begrüßt der dbb ausdrücklich. Der dbb stellte dazu aber 
auch klar, dass es diesbezüglich nur einen Gleichklang geben kön-
ne, weil die Rechte der Gewerkschaften in der Privatwirtschaft 
nicht anders ausgestaltet werden können als in der öffentlichen 
Verwaltung. „Sie sind in beiden Fällen Ausfluss ihres Grundrechts 
auf koalitionsmäßige Betätigung“, unterstreicht Schäfer und 
stellt klar, dass der Transfer eines den Gewerkschaften in den  
Betrieben eingeräumten Rechts in die öffentliche Verwaltung 
nicht der Rechtsprechung der Gerichte und damit ei-
nem jahrelangen Prozess überlas-
sen werden darf: „Vielmehr ist 
eine inhaltsgleiche Regelung, 
beziehungsweise eine allge-
meine Transformation des 
analogen Zugangsrechts der 
Gewerkschaften zu den Beschäf-
tigten in ein digitales, unverzicht-
bar. Es stünde der öffentlichen Ver-
waltung im Übrigen gut an, hier 
nicht erst auf eine Regelung im Be-
triebsverfassungsrecht zu warten 
und diese dann nachzuahmen, son-
dern selbst initiativ zu werden.“

Personalratsarbeit muss moderner werden

Aber nicht nur die Kommunikation der Gewerkschaften 
mit den Beschäftigten muss in die Zeit gestellt werden, 
sondern ebenso die Grundlagen für die Personalratsarbeit. 

So hat sich der dbb im Zuge der Gesetzesnovelle dafür ein-
gesetzt, dauerhafte Optionen zur Durchführung von Personal-
ratssitzungen und Sprechstunden im Video- oder Audioformat 

zu schaffen. Der Forderung wurde auf Empfehlung des In-
nenausschusses ebenso entsprochen wie der nach Nut-
zung audiovisueller Technik bei Personalversammlun-

gen, sprich die Übertragung der Versammlung per Video 
in Nebenstellen oder Dienststellen teile. Einen weiteren 

Fortschritt stellt die Zulassung elektronischen Schriftverkehrs 
zwischen Dienststelle und Personalvertretung sowie einer Be-
schlussfassung im elektronischen Umlaufverfahren dar. Dassel-
be gilt für die Aufnahme des Beteiligungstatbestands Einfüh-
rung, Änderung und Aufhebung von Arbeitsformen außerhalb 
der Dienststelle, womit Telearbeit und mobile Arbeit erfasst 
werden.

Auch das damalige Bundesministerium des Innern und für Heimat 
(BMI) hatte die Notwendigkeit einer kontinuierlichen Weiterent-
wicklung des BPersVG betont, die bereits in der laufenden Legisla-
turperiode erfolgen solle. Die Novelle 2021 war dazu nur der erste 
Schritt. Im Koalitionsvertrag zwischen SPD, Grünen und FDP wer-
den BPersVG oder Personalräte allerdings nicht erwähnt. Bundesin-
nenministerin Nancy Faeser hat im Interview mit dem dbb magazin 
(Ausgabe 1-2/2022) lediglich festgestellt, die im Koalitionsvertrag 
angesprochenen Online-Betriebsratswahlen seien auch für die Per-
sonalratswahlen ein „spannendes Digitalisierungskonzept“.

Der dbb wird die Modernisierung des BPersVG weiter kritisch  
begleiten und fordert unter anderem, Beteiligungslücken im Zu-
sammenhang mit ressortübergreifenden Digitalisierungsprojek-
ten durch Vereinbarungen mit den Spitzenorganisationen der  
Gewerkschaften zu schließen sowie die Einführung der Mitbe-
stimmung bei der Ablehnung eines Antrags auf mobile oder  
Telearbeit sowie die Aufnahme eines Mitbestimmungstatbe-
stands bei Einführung von künstlicher Intelligenz. Weitere For-
derungen des dbb betreffen beispielsweise die Einrichtung von 
Online-Foren, die Einbindung der Personalvertretungen in Pilot-
projekte sowie die Beteiligung bei Entwicklung, Einführung und 
Einsatz digitaler Lernmethoden. Mit Blick auf die im Frühjahr 2024 
anstehenden turnusmäßigen Personalratswahlen und die hierfür 
erforderlichen Vorbereitungszeiten mahnt Schäfer nun auch drin-

gend eine Überarbeitung der Wahlordnung an. „Nach 
dem BPersVG muss auch die Wahlordnung ‚digi-

talisiert‘ werden. Der Vor-
schlag der Innenministerin 

zu Online-Wahlen geht in 
die richtige Richtung. Zu-
dem würden an vielen 

Stellen der Wahlordnung 
Vereinfachungen dazu bei-
tragen, die Wahlvorstände 

zu entlasten und Anfech-
tungen vorzubeugen. 
Der dbb hält hierzu 
 Vorschläge bereit.“ ■
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Trauer um Prof. Dr. Ursula Lehr

Wegbereiterin moderner Altenpolitik
Die BAGSO – Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Seniorenorganisationen, der auch die dbb bun-
desseniorenvertretung angehört, trauert um 
ihre langjährige Wegbegleiterin und ehemalige 
Vorsitzende Prof. Dr. Dr. h. c. Ursula Lehr. Sie 
starb am 25. April 2022 im Alter von 91 Jahren. 

M it ihrem unermüdlichen Engagement für ein  aktives, 
engagiertes und möglichst gesundes  Älterwerden 
prägte Ursula Lehr nicht nur die  Arbeit der BAGSO, 

sondern die Einstellung zu  älteren Menschen in Deutschland. 
Als sie 1988 Bundesfami lienministerin wurde, war sie Wegbe-
reiterin einer modernen  Altenpolitik, die ältere Menschen nicht 
nur als Empfänger von sozialen Leistungen, sondern als aktiven 
Teil der Gesellschaft betrachtet“, würdigte die BAGSO-Vorsit-
zende Regina Görner die Verstorbene. 

Ursula Lehr war Inhaberin des Lehrstuhls für Gerontologie an 
der Universität Heidelberg und von 1988 bis 1991 Bundesminis-
terin für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit im Kabinett 
von Helmut Kohl. In dieser Zeit verantwortete sie den ersten 
 Altenbericht der Bundesregierung und die Verabschiedung des 
Bundesaltenplans.

Die Altersforscherin war der BAGSO seit ihrer Gründung im Jahr 
1989 eng verbunden. Von 2009 bis 2015 war Ursula Lehr Vorsit-
zende und bis 2018 stellvertretende Vorsitzende der BAGSO. Als 
Ehrenvorsitzende warb sie bis zuletzt für ein positives Altersbild 
und setzte sich für geeignete Rahmenbedingungen zum aktiven 
Altern ein. ■

© Marco Urban

Ursula Lehr † auf einer Veranstaltung des dbb im Jahr 2017

Leichte Sprache für das „Ländle“
Amtsdeutsch kann ein wahrer Graus sein: Verklausulierte Schachtelsätze, 
umständlicher Satzbau und Fachbegriffe aus der Hexenküche der Verwal-
tung machen es nicht nur Menschen mit Einschränkun-
gen schwer, Behördenbriefe 

und Formulare zu vestehen. Das Sozialministerium Baden-Württemberg will 
jetzt mit einem Online-Portal für Leichte Sprache Abhilfe schaffen.

Besonders Menschen mit Einschränkungen oder Migrationshintergrund 
fällt es schwer, sich zu verständigen oder Inhalte richtig zu verstehen, wenn 
komplexe Sachverhalte über die Alltagssprache hinausgehen. Informationen 
oder Bescheide von Behörden und Institutionen fallen oft in diese Kategorie, 
enthalten jedoch zugleich wichtige Informationen, die von den Adressatin-
nen und Adressaten auch richtig verstanden werden müssen.

An dieser Stelle möchte das neue Online-Portal „Leichte Sprache in Baden-
Württemberg“ anknüpfen: Verwaltungs mitarbeitende in Baden-Württem-
berg können sich dort registrieren und erhalten Zugriff auf Musterbescheide 
und Informationen in Leichter Sprache, die sie in ihrem Arbeitsalltag ein-
setzen können. 

Neben der Entwicklung des Portals wurden im Rahmen des Projekts zudem 
Bescheide und Informationen unterschiedlicher baden-württembergischer 
Behörden in Leichte Sprache übersetzt und Schulungen für Verwaltungsmit-
arbeitende zur Leichten Sprache durchgeführt.

Neues Online-Portal in Baden-Württemberg 

Foto: Bulltus/Colourbox.de
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W as ist Ihre Arbeit und wie viele Mitarbeiter 
sind bei Ihnen beschäftigt? 

Sebastian Gouw: Wir be-
gleiten Jugendliche und 

Heranwachsende von 14 bis 21 Jahren 
im Strafverfahren mit Beratungen der 
Klienten und Einschätzungen der Fälle 
gegenüber beteiligten Behörden. Pro 
Jahr sollen wir etwa 250 bis 270 solcher 
Fälle bearbeiten. Die Praxis sieht manch-
mal anders aus, dann werden es über 
300. Durch eine neue Stelle in  unserem 
Team im letzten Jahr wurde dies ange-
passt. Jetzt gibt es bei uns sechs Mitar-
beiter neben der Teamleitung. Wir scheinen recht gut auf gestellt 
zu sein. Aber Luft nach oben gibt es immer.

Für welche Arbeitsbereiche sind Sie selbst zuständig?

Ich stehe Jugendlichen, die straffällig werden, während des kom-
pletten Strafverfahrens zur Seite und auch vor Gericht. Ich infor-
miere ihn oder sie über alles, was außerhalb der rein juristischen 
Beratung liegt, fertige pädagogische Stellungnahmen an, arbeite 
die sozialpsychologische Anamnese aus, schreibe die Berichte für 
Erzieher und Therapeuten und berichte dem Gericht. Das bedeu-
tet, dass ich im Zweifel eine Einschätzung abgeben muss, ob er-
neut Straftaten zu erwarten sind. Das Hauptziel im Jugendstraf-
verfahren ist die Vermeidung neuer Straftaten. 

Welche Ausbildung haben Sie und wie sieht die Bezahlung aus?

Grundsätzlich muss man Soziale Arbeit studiert haben mit dem 
Bachelorabschluss. Das setzt ein dreijähriges Studium an der 
Hochschule oder der Uni voraus. Dazu wird ein dreitei liger Quali-
fizierungskurs des Dachverbandes DVJJ erwartet. Ich bin Ange-
stellter im öffentlichen Dienst und habe ein duales Studium bei 
der Stadt Hamm gemacht. Schon im Studium habe ich ein Fest-
gehalt von der Stadt bezogen. Das Einstiegsgehalt entspricht  
der Stufe S 12 im Tarifvertrag, das sind 3 300 Euro brutto.

Der Laie wird annehmen:  
Sie arbeiten in einem sozial schwierigen Bereich.

Definitiv. Wir decken das komplette Stadtgebiet ab. Jugend-
delinquenz ist entwicklungstypisch. Haben wir Sprachschwie-
rigkeiten? Nur ein Bruchteil sind Ausländer, die keine deutsche 
Staatsangehörigkeit haben. Die meisten sind Deutsche, auch 
Deutsche mit Migrationshintergrund. Aber ein Mensch mit  
diesem Hintergrund wird nicht pauschal mehr straffällig als  
jemand ohne diesen Hintergrund.

Was war Ihr bisher schwerster Fall?

Ein versuchter Totschlag. Er wird aktuell noch verhandelt.  
Es gibt aber auch häufig Opfer, die selbst zu Tätern werden.  
Gerade im sexuellen Missbrauchsbereich. Viele haben im  
Leben wenig Stabilität, Zuspruch und Liebe erfahren.

Wie oft gehen Sie abends ins Bett und  
denken dann über Ihren Fall nach?

Den Arbeitsalltag kann man nicht an der Bürotür abgeben.  
Wir nehmen ihn mit nach Hause. In den Anklagen zum Beispiel 
wegen Totschlags stehen die Details drin. Im Kopf kann man 
nicht alles trennen.

Was müsste in Ihrem Beruf anders werden?

Die Eingruppierung sollte differenzierter ausgestaltet  werden, 
wir müssen ja schließlich bei Gericht anwesend sein. Auch das 
Einstiegsgehalt müsste angehoben werden. Eine Jugendliche 
sagte mir kürzlich: „Ich möchte Geld verdienen, aber  damit fällt 
die Soziale Arbeit für mich als Berufsziel aus.“ Die  Bezahlung 
schreckt viele ab. Es studieren die, die darin einen ideellen Wert 
sehen. Aber es ist schon viel im Gang. Es gibt klare Zahlen, wie 
viele Stellen für wie viel Fälle nötig sind. Bei uns in Hamm läuft 
es gut, in anderen Kommunen nicht so. 

Das Gespräch führte Dietmar Seher.

Sebastian Gouw
© privat

NACHGEFRAGT

Model Foto: Colourbox.de

Kaum bekannt: Stadtmitarbeiter Sebastian Gouw  
berät Jugendliche, die straffällig geworden sind

Der Soziale Dienst vor Gericht
Fünf Prozent der deutschen Jugendlichen werden polizeilich 
bekannt. Um sie müssen sich nicht nur Polizei und Justiz 
kümmern, sondern auch die Kommunen. Dort arbeitet die 
 Jugendhilfe im Strafverfahren. Sebastian Gouw vom All-
gemeinen Sozialen Dienst der Stadt Hamm gehört dazu.
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Energiekostenentlastung 

Korrektur des Maßnahmenpakets erforderlich 

Weltgesundheitstag

Klimaschutz ist Gesundheitsschutz
Ein Umdenken in der Städte- und Landschaftsplanung hat der Vorsitzende der dbb bundes-
seniorenvertretung, Horst Günther Klitzing, anlässlich des Weltgesundheitstages gefordert.

D ie Folgen des Klimawandels zeichnen sich mittlerweile 
überdeutlich ab. Die Zahl der Hitzetage ist in den zurück-
liegenden Jahren ebenso gestiegen wie die Zahl an klima-

bedingten Wetterkatastrophen. Hitzewellen stellen vor allem für 
Ältere und Menschen mit Vorerkrankungen ein erhebliches Ge-
sundheitsrisiko dar“, so Klitzing am 7. April 2022 in Berlin. „Insbe-
sondere Städte sind durch 
ihre Wärmespeicherung 
 ‚Gefahrenzonen‘. Es bedarf 
eines Umdenkens in der 
Städte- und Landschaftspla-
nung, nicht nur hinsichtlich 
der Barrierefreiheit, sondern 
auch beim Klimaschutz.“ 

Zudem seien im Jahr 2021 
bei der Umweltkatastrophe 
in Rheinland-Pfalz und Nord-

rhein-Westfalen mehr als 160 Menschen gestorben. Zwar sei  
die Politik gefordert, die festgelegten Klimaziele umzusetzen 
und gefährdete Gebiete landschaftsplanerisch sicherer zu ma-
chen. Dennoch müsse auch jeder Einzelne seinen Beitrag leisten: 
„Nachhaltiger leben durch kleine Schritte, weniger Energie ver-
brauchen, Akkus statt Batterien oder wiederverwendbare Beutel 

beim Einkauf verwenden, 
regionale Produkte kaufen, 
öffentliche Verkehrsmittel 
nutzen – jede und jeder 
kann etwas tun.“ Darüber 
hinaus müsse auch die öf-
fentliche Verwaltung nach-
haltig und klimaneutral 
werden. „Das sollte der 
Leitgedanke bei jedem  Um- 
und Neubau und bei jeder 
Beschaffung sein.“ ■

Der dbb und seine Seniorenvertretung haben die Bundesregierung aufgefordert,  
neben steuerpflichtigen Erwerbstätigen auch Renten- und Pensionsbeziehende  
von den hohen Energiekosten zu entlasten.

Der dbb Bundesvorsitzende Ulrich Silberbach und 
der Vorsitzende der dbb bundesseniorenvertre-
tung, Horst Günther Klitzing, begrüßten den 

Grundgedanken des jüngst auf den Weg gebrachten Maß-
nahmenpakets, einkommensteuerpflichtige Erwerbstäti-
ge durch Zahlung einer einmaligen Energiepauschale in 
Höhe von 300 Euro von den hohen Energiekosten zu ent-
lasten. In ihrem Schreiben an die Bundesminister Robert 
Habeck (Wirtschaft), Christian Lindner (Finanzen) und Hu-
bertus Heil (Arbeit) sowie die Vorsitzenden der Bundes-
tagsfraktionen von SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen 
kritisierten Silberbach und Klitzing am 7. April 2022 je-
doch, dass keine entsprechende Regelung für Renten-  
und Pensionsbeziehende vorgesehen sei. 

Es stelle sich die Frage, ob diese „vergessen oder 
schlichtweg kaltgestellt“ wurden. „Die Ungleichbe-
handlung, ja Ungerechtigkeit, ist weder nachvollzieh- 
bar noch erklärbar. Die hohen Energiekosten sowie die 
 Inflation von 7,3 Prozent im Monat März 2022 sind bei 
den Renten- und Pensionsbeziehenden ebenso wie bei 
den Erwerbstätigen angekommen. Es bedarf insoweit 
dringend der Korrektur des Maßnahmenpakets“, for-
dern die Chefs von dbb und dbb Senioren. Eine Auszah-
lung der Pauschale über die Rentenversicherungsträger 
und Versorgungskassen der Dienstgebenden sei bei den 
Renten- und Pensionsbeziehenden ebenso problemlos 
möglich wie die Auszahlung über die Arbeitgebenden 
bei den Erwerbstätigen. ■

Foto: Colourbox.de

Foto: VectorMine/Colourbox.de
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Europäische Außen- und Sicherheitspolitik

Die Mitgliedstaaten und Institutionen der EU 
sollten mit einer Stimme sprechen 
Der völkerrechtswidrige russische Angriffskrieg auf die Ukraine bietet Anlass genug, einen Blick 
auf den Zustand der Gemeinsamen Europäischen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) zu wer-
fen. Dr. Jana Puglierin, die Leiterin des Berliner Büros des European Council on Foreign Relations 
(ECFR), erläutert, warum der EU – insbesondere in der Sicherheits- und Verteidigungspolitik – 
 bisher oft die notwendigen Mittel und Instrumente fehlen und was es mit einem „Europa der 
Verteidigung” auf sich hat. 

W ie ist es um die GASP, die Gemeinsame Europäi-
sche Außen- und Sicherheitspolitik, bestellt?

Der Rückblick auf die letzte Dekade zeigt, wie 
schwierig es nach wie vor ist, den notwendigen 

Konsens und die Unterstützung für ein gemeinsames außenpoli-
tisches Handeln im Rahmen der GASP zu finden. Der Vertrag von 
Lissabon, der im Dezember 2009 in Kraft trat, sollte die Kohärenz 
der GASP nachhaltig verbessern und die Fähigkeit der EU stärken, 
international mit einer Stimme zu sprechen. Mit der Schaffung 
des Europäischen Auswärtigen Dienstes (EAD) und der Stärkung 
der Position des Hohen Vertreters der EU sollten formale Füh-
rungsaufgaben – wie die Festlegung der Agenda, die Koordinie-
rung und die Vertretung europäischer Außen- und Sicherheits-
politik – an Brüssel delegiert werden. Man erhoffte sich dadurch 
eine neue Dynamik zwischen den Mitgliedstaaten und den EU- 
Institutionen, mit dem übergeordneten Ziel einer größeren 
 Kohärenz und eines stärkeren Zusammenhalts. 

Trotz einzelner Fortschritte ist es in der Gesamtschau nicht ge-
lungen, diesen Anspruch wirklich umzusetzen. Die Gründe dafür 
hängen mit dem Wesen der Außenpolitik als Kernelement der na-
tionalen Identität und Souveränität zusammen. Sie sind auch in 
der strukturellen Unvereinbarkeit von supranationalen und zwi-
schenstaatlichen Elementen in der GASP-Governance begründet. 
Als Resultat hatte die EU oft keine adäquaten Antworten auf au-
ßenpolitische Krisen und ihr Einfluss auf das internationale Sys-
tem als Ganzes ist zurückgegangen. Im Syrien-Konflikt blieb die 
EU hauptsächlich Zuschauer, in Libyen war die EU nicht in der 
Lage, das Land auch nur annähernd zu stabilisieren. Die Bemü-
hungen der EU, ihr eigenes Modell erfolgreich nach außen zu 
 projizieren, waren nicht erfolgreich; ihre unmittelbare Nachbar-
schaft hat sich von einem Kreis potenzieller Freunde und Partner 
in einen Ring der Instabilität verwandelt. Der EU fehlten oft die 
notwendigen Mittel und Instrumente, insbesondere in der 
 Sicherheits- und Verteidigungspolitik – auch wenn sich das 
 „Europa der Verteidigung“ im Aufbau befindet.

Der völkerrechtswidrige Angriffskrieg auf die Ukraine hat nun ge-
zeigt, dass die nach 1990 etablierte europäische Friedensordnung 
zusammengebrochen ist und in Europa wieder Grenzen durch mi-
litärische Mittel und in revisionistischer Absicht verschoben wer-

Dr. Jana Puglierin leitet das Berliner Büro des European Council on Foreign 
Relations (ECFR). Der ECFR versteht sich als Denkfabrik, die Analysen zu 
Themen europäischer Außenpolitik bereitstellt. Neben Berlin unterhält 
der ECFR Büros in London, Madrid, Paris, Rom, Sofia und Warschau.
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den können. Gleichzeitig hat der Krieg 
aber auch dazu geführt, dass die EU 
in seltener Einigkeit und in hohem 
Tempo Maßnahmen eingeleitet 
hat, um Solidarität mit der Ukrai-
ne zu zeigen und den Aggressor 
Russland zu stoppen. Nachdem  
die Europäer in den Monaten  
vor Kriegsbeginn vornehmlich Zu-
schauer waren, während die USA 
und Russland über die europäische 
Sicherheitsordnung verhandelt haben, 
hat die EU in den letzten Wochen ge-
zeigt, wie viel Einfluss sie kollektiv auf inter-
nationaler Ebene nehmen kann, wenn sich die 
Mitgliedstaaten in Zielen und Mitteln einig sind.

Beschreitet Deutschland in Europa einen außen- und sicher-
heitspolitischen Sonderweg?

Zu den Leitlinien deutscher Außenpolitik gehört ihre Einbettung 
in multilaterale Strukturen. Die beiden Lehren aus dem Zweiten 
Weltkrieg waren „niemals wieder“ und „niemals allein“. Daher 
beruht deutsche Außenpolitik traditionell auf zwei Säulen, ers-
tens der engen Einbettung in die Europäische Union und zwei-
tens dem Bekenntnis zu transatlantischer Kooperation im Rah-
men der NATO. Deutschland hat sich zum Ziel gesetzt, nie wieder 
außenpolitische Sonderwege einzuschlagen. Dennoch stand die 
Bundesregierung in den letzten Jahren oft zu Recht in der Kritik, 
ihre China- und ihre Russlandpolitik nicht genug zu europäisieren 
und eigene Interessen auch auf Kosten anderer Europäer durchzu-
setzen. Ein Symbol dieser Politik war die Nord-Stream-2-Pipeline. 
Die neue Ampelkoalition in Berlin 
hatte sich daher in ihrem Koaliti-
onsvertrag zum Ziel gesetzt, ihre 
Außen-, Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik noch mehr mit den 
europäischen Partnern abzustim-
men. Nachdem die deutsche Au-
ßenpolitik in den Wochen vor  
dem Ausbruch des Krieges in der 
Ukraine immer wieder sehr lang-
sam reagiert hat, zeugt die An-
kündigung der Zeitenwende da-
von, dass die Bundesregierung zukünftig eine Führungsrolle in der 
europäischen Sicherheitspolitik einnehmen möchte.

Welche Perspektiven gibt es für eine wirksamere diploma-
tische Außenvertretung der EU?

Um eine effektivere Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
zu schaffen, sind große institutionelle Reformen, die Vertragsän-
derungen voraussetzen, derzeit nicht zu erwarten. Auch erschien 
es bis zuletzt unwahrscheinlich, dass die Mitgliedstaaten eine 
größere Bereitschaft zeigen werden, deutlich mehr Souveränität 
an Brüssel abzugeben. Es ist noch zu früh, um zu bewerten, ob 
sich das durch den Krieg in der Ukraine ändern wird. 

Es gibt jedoch schon jetzt mehrere gute Möglichkeiten, die GASP-
Governance-Struktur weiterzuentwickeln, um die EU besser in die 

Lage zu versetzen, diese Herausforde-
rungen zu bewältigen und das au-

ßenpolitische Potenzial der EU frei-
zusetzen. Sie schließen sich nicht 
gegenseitig aus, sondern stellen 
verschiedene Optionen dar, die je 
nach ihren Erfolgsaussichten flexi-
bel verfolgt werden sollten. Letzt-

lich hängt die Handlungsfähigkeit 
der Union weniger von den instituti-

onellen Reformen ab, nach denen die 
GASP letztlich weiterentwickelt wird. 

Vielmehr kommt es darauf an, dass die 
Mitgliedstaaten und Institutionen mit einer 

Stimme sprechen und dass die ergriffenen Maß-
nahmen den Zusammenhalt der EU stärken und 

nicht untergraben. 

Der Vertrag von Lissabon bietet mehr Spielraum für die Europäi-
sierung der Außenpolitik als derzeit genutzt wird. Ungenutzte 
Instrumente des Vertrags könnten den Entscheidungsprozess be-
schleunigen, doch hängt die Realisierung dieses Potenzials allein 
vom politischen Willen der Mitgliedstaaten ab. Beschlussfassun-
gen mit qualifizierter Mehrheit (BQM), die Aktivierung von Art. 
44 EUV oder die „konstruktive Stimmenthaltung“ sind außerdem 
keine Patentrezepte, um alle Probleme der GASP auf einen Schlag 
zu lösen. 

Die EU sollte den Trend zu Ad-hoc-Koalitionen aktiv aufgreifen 
und sicherstellen, dass dies den Zusammenhalt und die demokra-
tische Legitimität der EU nicht schwächt. In den kommenden Jah-
ren werden sich die europäischen Staaten möglicherweise noch 

häufiger entscheiden müssen, 
was ihnen wichtiger ist: die Ein-
heit der EU oder die europäische 
Handlungsfähigkeit. Es könnte 
durchaus sein, dass Letzteres mit 
allen 27 Mitgliedstaaten nicht zu 
erreichen ist. Einige europäische 
Mitgliedstaaten könnten sogar 
eher bereit sein, mit einer ausge-
wählten Gruppe gleichgesinnter 
Partner voranzugehen, die bereit 
sind, zweckmäßig gemeinsam zu 

handeln. Es ist wichtig, die Koalitionen so zu gestalten, dass der 
Zusammenhalt der EU-27 nicht untergraben wird. 

Die Einbeziehung von EU-Beamten, der Respekt vor den Emp-
findlichkeiten kleinerer Partner und ein integrativer und transpa-
renter Ansatz sind von wesentlicher Bedeutung. Der Europäische 
Rat sollte sich viel stärker als bisher auf außenpolitische Fragen 
konzentrieren, und sein Präsident Charles Michel sollte diese 
 Debatte strategisch lenken. Eine gute Arbeitsmethode wäre  
es, außenpolitische Ziele und Strategien gemeinsam im Euro-
päischen Rat zu erörtern und 
dann eine Koalition von wil-
ligen und fähigen Mitglied-
staaten mit deren Umset- 
zung zu beauftragen und 
 Anreize zu bieten. ■

Das vollständige Interview online 
in den dbb Europathemen 2/2022: 
https://t1p.de/Europathemen

Webtipp

Es erschien bis zuletzt unwahr
scheinlich, dass die Mitgliedstaaten 

bereit sind, deutlich mehr 
 Souveränität an Brüssel abzugeben.  
Es ist noch zu früh, um zu bewerten, 

ob sich das durch den Krieg in der 
 Ukraine ändern wird. 
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Gleichstellung in der Arbeitswelt

Frauenberufe aufwerten –  
Anreize schaffen

Nur mit guter Bezahlung, familienfreundlichen Arbeitsbedingungen und echten Aufstiegs-
chancen können qualifizierte weibliche Fachkräfte für den öffentlichen Dienst gewonnen werden.

Ich kann mich nur wiederholen: Der Fachkräftemangel im öf-
fentlichen Dienst wird sich nicht von allein lösen. Das erfordert 
ein Umdenken bei den Dienstgebenden. Jetzt sind sie es, die 

sich als faire, flexible und familienorientierte Arbeitgebende bei 
den Fachkräften bewerben müssen – und die wichtigste Zielgrup-
pe sind hier aktuell die vielen gut ausgebildeten Frauen“, betonte 
dbb frauen Chefin Milanie Kreutz Anfang April 2022 bei einem 
Treffen mit der Grünen-Bundestagsabgeordneten Beate Müller-
Gemmeke, die Mitglied im Ausschuss für Arbeit und Soziales ist.

 Führungspositionen müssten für Teilzeitkräfte ermöglicht werden. 
„Der öffentliche Dienst bietet sich hier als optimales Testumfeld an. 
Vor allem in den Bundesbehörden gibt es tolle Pilotprojekte, die teil-
weise bereits Schule gemacht haben“, bekräftigte Kreutz und regte 
großflächige Pilotprojekte für die gesamte Bundesverwaltung an. 

Darüber hinaus müssten steuerpolitische Anreize geschaffen 
werden, die Frauen hinderten, in die Klischeefalle der „Zuverdie-
nerin“ zu tappen. Die Absicht der Bundesregierung, die Steuer-
klassen III und V abzuschaffen, bezeichnete Kreutz hier als „einen 
guten ersten Schritt“. Von einer gleichstellungsfördernden Fami-
lienbesteuerung sei man jedoch noch weit entfernt: Vor allem 
getrennt lebende Eltern und Alleinerziehende sowie Familien-
konstellationen mit Kindern müssten in einem nächsten Schritt 
steuerlich bessergestellt werden.

Enttäuscht zeigte sich die dbb frauen Chefin auch über die Aus-
weitung der Verdienstobergrenzen für Minijobs. Das Ziel müsse 
vielmehr sein, die Erwerbsbereiche von Frauen aufzuwerten und 
konkrete Anreize zu schaffen, einer sozialversicherungspflichti-
gen Erwerbsarbeit nachzugehen.  ■

New Work: Chance oder Risiko für die Gleichstellung der Geschlechter

Digital, effizient, an jedem Ort, für alle Lebenslagen passend gemacht: 
So stellen wir uns die digitale Arbeitswelt vor. Die Coronapandemie 
hat die Entwicklung hin zu mehr Homeoffice und flexibleren Arbeits-
zeitarrangements geebnet. Damit einher geht die Hoffnung vieler 
Frauen, Beruf und Privatleben, Familie und Karriere besser miteinan-
der verbinden zu können.

Auf der Frauenpolitischen Fachtagung nehmen die dbb frauen die Ar-
beitsplätze von Frauen im öffentlichen Dienst in den Blick und werfen 
ein Schlaglicht auf die Entwicklungen seit Beginn der Pandemie: Wie 
digital arbeiten wir wirklich? Wie kann der drohenden Entgrenzung 
von Arbeitszeit und Privatleben entgegengewirkt werden? Was kann 
„New Work“ dazu beitragen, die faire Aufteilung von familiärer Sorge-
arbeit und Erwerbstätigkeit in Familie voranzubringen? Und wie wird 

der öffentliche Dienst zum Vorreiter 
für geschlechtergerechtes digitales 
Arbeiten? 

Im Austausch mit Expertinnen und Experten, Meinungsführenden 
 sowie Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträgern aus Poli-
tik, Verwaltung und den dbb Gewerkschaften werden am Vormittag 
die Chancen und Risiken von New-Work-Modellen offengelegt und 
 Lösungen für die öffentliche Verwaltung diskutiert. Am Nachmittag 
haben die Teilnehmenden die Möglichkeit, ihre Erfahrungen aus dem 
Verwaltungsalltag in einer Fishbowl-Debatte einzubringen.

Alle Informationen zum Programm, Livestream und der Teilnahme  
vor Ort unter: www.dbb-frauen.de/fachtagung2022

Frauenpolitische Fachtagung 2022 2. Juni 2022 
von 10 bis 16 Uhr 

im dbb forum berlin  
und im Livestream

Model Foto: Colourbox.de
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Ausblick auf den 19. Bundesjugendtag 

Bereit für ein Update:  
Mehr Mut. Mehr  Engagement. Mehr Jugend.
Nach fünf Jahren kommt die dbb jugend,  
mit mehr als 150 000 Mitgliedern einer der 
größten  gewerkschaftlichen Jugendverbände  
in Deutschland, am 6. und 7. Mai 2022 in Berlin 
zu ihrem Bundesjugendtag zusammen. Fast  
250 Delegierte werden die neue Bundesjugend-
leitung wählen und die politische Agenda der 
dbb jugend für die nächsten Jahre bestimmen. 

D ie vergangenen fünf Jahre waren ereignisreich“, bilanziert 
dbb jugend-Chefin Karoline Herrmann. „Insbesondere die 
Pandemiezeit hat uns persönlich wie beruflich vor viele 

neue Herausforderungen gestellt. Die Pandemie hat uns jedoch 
auch in unserer Vision für die Zukunft des öffent lichen Dienstes 
bestärkt: Wir brauchen einen starken, modernen und jungen öf-
fentlichen Dienst, der auf die Herausforderungen der kommen-
den Jahre mit Kreativität und Innovation antworten kann.“ Ent-
sprechend passend wählte die dbb jugend das Motto für ihren 
19. Bundesjugendtag: „Bereit für ein Update: Mehr Mut. Mehr 
 Engagement. Mehr Jugend.“ 

Man wolle in Berlin das Update vorbereiten, „das der öffentliche 
Dienst verdient hat. Wir brauchen mehr Mut zu Veränderungen, 
besonders im Bereich der Digitalisierung, mehr Engagement in 
den Gewerkschaften, um wichtige Neuerungen anzustoßen, und 
mehr junge Fachkräfte, die den bereits bestehenden Mangel aus-
gleichen“, kündigt Herrmann an.

Prominent besetzt ist die traditionelle Öffentlichkeitsveranstal-
tung des Bundesjugendtags, die am 6. Mai 2022 ab 17 Uhr nach 
der Wahl der neuen Bundesjugendleitung stattfinden und auch 

im Livestream übertragen wird. Johann Saathoff, Parlamentari-
scher Staatssekretär im Innenministerium, und Leonie Gebers, 
Staatssekretärin im Ministerium für Arbeit und Soziales, werden 
– wie dbb Chef Ulrich Silberbach – zu den Delegierten sprechen. 

In einer Podiumsdiskussion, unter anderem mit Reem Alabali- 
Radovan (SPD), Staatsministerin für Migration, Flüchtlinge und 
Integration sowie Beauftragte der Bundesregierung für Antiras-
sismus, Lamya Kaddor (MdB Bündnis 90/Die Grünen), Sprecherin  
für Inneres und Heimat, und Konstantin Kuhle (MdB FDP), stell-
vertretender Frak tionsvorsitzender, geht es im Austausch mit 
Vertreter*innen der dbb jugend um die Zukunft des öffent lichen 
Dienstes und Teilhabe.   ■
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DBB AKADEMIE

Personalvertretungsrecht

Das Gebot der Rücksichtnahme im Personalrat
PR-Mitglieder sollten von der Möglichkeit, einer Durchführung der Sitzung mittels  
Video- oder Telefonkonferenz zu widersprechen, sehr zurückhaltend Gebrauch machen.

D er Personalrat bildet 
 seinen Willen durch Be-
schlüsse. Diese werden 
„nach gemeinsamer Be-

ratung mit einfacher Stimmenmehr-
heit der anwesenden Mitglieder ge-
fasst“. Dabei mussten stets folgende 
Voraussetzungen erfüllt sein:

 > Ordnungsgemäße und recht-
zeitige Ladung der stimm-
berechtigten Mitglieder,

 > Tagesordnung,
 > Sitzung mit
 > körperlicher Anwesenheit  
von mindestens der Hälfte  
der Mitglieder.

Mit Ausbruch der Pandemie gingen 
viele Personalräte dazu über, die Sit-
zungen mittels einer Telefonkonferenz durchzuführen (für Video-
konferenzen fehlten häufig die technischen Voraussetzungen 
und die IT), um die PR-Mitglieder vor einer Coronainfektion zu 
schützen. In zahlreichen Dienststellen praktizierten Personalräte 
zudem eine Beschlussfassung außerhalb einer Sitzung, beispiels-
weise per E-Mail oder auch im Umlaufverfahren.

Dieses Vorgehen war jedoch unzulässig, da nach § 37 Abs. 1 
BPersVG a. F. „die Beschlüsse des Personalrates mit einfacher 
 Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst werden“ 
und eine Ausnahmeregelung im BPersVG fehlte. Selbst wenn 
sämtliche zur Beschlussfassung berufenen Personalratsmitglie-
der sich mit der Beschlussfassung außerhalb einer Sitzung einver-
standen erklärt haben, änderte das nichts daran, dass das Vorge-
hen nicht mit den Vorgaben des Gesetzgebers übereinstimmte 
und damit unzulässig blieb. 

Der Gesetzgeber schuf daher mit Erlass des Art. 1 des Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Bundespersonalvertretungsgesetzes 
aus Anlass der COVID-19-Pandemie vom 25. Mai 2020 die zunächst 
befristete Möglichkeit, dass Personalratsmitglieder mittels Video- 
oder Telefonkonferenz an Sitzungen teilnehmen können, und 
stellte klar: „Personalratsmitglieder, die mittels Video- oder Tele-
fonkonferenz an Sitzungen teilnehmen, gelten als anwesend“  
(§ 37 Abs. 3 BPersVG a. F.) Diese Regelung galt rückwirkend zum 
1. März 2020. Die PR-Mitglieder konnten damit wirksame Beschlüs-
se fassen, ohne sich dem Risiko einer Infektion auszusetzen.

Der Gesetzgeber räumte der Personalvertretung die Möglichkeit 
zur Beschlussfassung ohne physische Anwesenheit allerdings 
nach § 37 Abs. 3 Nr. 2 BPersVG a. F. nur unter der Prämisse ein, 

dass „vorbehaltlich einer abweichenden Regelung in der Geschäfts-
ordnung kein Mitglied des Personalrates unverzüglich nach Bekannt-
gabe der Absicht zur Durchführung der Sitzung mittels Video- oder 
Telefonkonferenz diesen Verfahren gegenüber dem Vorsitzenden 
widerspricht“. Damit hatte es jedes zur Teilnahme berechtigte 
Mitglied in der Hand, durch einen Widerspruch gegenüber dem 
Vorsitz die anderen Personalratsmitglieder in eine Präsenzsitzung 
zu „zwingen“.

Mit der Novellierung des BPersVG vom 9. Juni 2021 stellte der 
 Gesetzgeber in § 38 Abs. 3 klar, dass die Sitzungen des PR in der 
Regel als Präsenzsitzung in Anwesenheit seiner Mitglieder vor  
Ort (in der Dienststelle) stattfinden. Nunmehr „kann die Sitzung 
vollständig oder unter Zuschaltung einzelner Personalratsmitglie-
der (also hybrid) mittels Video- oder Telefonkonferenz durchge-
führt werden, wenn nicht mindestens ein Viertel der Mitglieder 
oder die Mehrheit der Vertreterinnen und Vertreter einer Gruppe 
binnen einer vom Vorsitz zu bestimmenden Frist widerspricht“.  
Die Möglichkeit einer hiervon abweichenden Regelung in der 
 Geschäftsordnung wurde gestrichen. 

Der Gesetzgeber räumt also nun nicht mehr jedem einzelnen 
Mitglied die Möglichkeit eines Widerspruches ein, sondern 
 orientiert sich an dem im BPersVG weitgehend geltenden 
 Widerspruchsquorum von mindestens 25 Prozent. Nach der 
 Gesetzesbegründung gewährleiste dies einen angemessenen 
Minderheitenschutz, stelle aber gleichzeitig die Wirksamkeit  
der Regelung in großen Personalvertretungen sicher.

Widerspruchsberechtigt ist allerdings auch die Mehrheit einer 
Gruppe im Personalrat. Das führt in der Praxis letztlich dazu, dass 
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doch wieder ein einzelnes Personalratsmitglied der 
Durchführung einer Sitzung mittels Video- oder 
 Telefonkonferenz widersprechen kann, wenn die 
Gruppe der Arbeitnehmer:innen oder die der Be-
amt:innen aus lediglich einer Person besteht. In 
diesem Fall hätte es wiederum ein einziges Perso-
nalratsmitglied in der Hand, die übrigen Mitglieder 
in eine Präsenzsitzung in der Dienststelle „zu zwingen“.

Das Gebrauchmachen von der Widerspruchsmöglichkeit setzt  
PR-Mitglieder einem Infektionsrisiko aus. Selbst bei Praktizierung 
sämtlicher Sicherheitsregeln wie Abstand halten, Tragen eines 
Mund-Nasen-Schutzes, Respirationsschutz, häufiges Lüften et 
cetera haben einige PR-Mitglieder die berechtigte Sorge, ihre ei-
gene Gesundheit oder die ihrer nahen Angehörigen durch die 
 Teilnahme an der Präsenzsitzung zu gefährden.

Grundsätzlich haben PR-Mitglieder die Verpflichtung, an den 
 Sitzungen des Personalrates teilzunehmen. Sie könnten aller-
dings unter Verweis auf ihre nach Art. 2 Abs. 2 GG garantierte 
körper liche Unversehrtheit um Durchführung einer hybriden 
 Sitzung bitten und, wenn der Bitte seitens des Gremiums nicht 
gefolgt wird, schließlich der Sitzung fernbleiben. Ob dies im 
mehrfachen Wiederholungsfall zu einem Ausschluss nach § 30 
BPersVG n. F. wegen grober Vernachlässigung der gesetzlichen 
Pflichten führen kann, kommt mit Sicherheit auf sämtliche 

 Begleitumstände und den konkreten Einzelfall an.  
Ein Ausschluss durch das Verwaltungsgericht dürfte 
allerdings wenig wahrscheinlich sein. In diesem Fall 

liegt jedenfalls keine zeitweilige Verhinderung im Sinne des 
§ 33 Abs. 1 Satz 2 BPersVG n. F. vor – der Eintritt  eines Ersatz-
mitgliedes ist nicht möglich.

Wie lässt sich verhindern, dass es innerhalb des Gremiums zu 
 Verwerfungen kommt? Der Gesetzgeber hat klare Regeln für  
die Durchführung von Präsenzsitzungen und Sitzungen mittels 
Video- und Telefonkonferenz aufgestellt. An diese müssen sich 
alle Mitglieder und selbstverständlich auch der Vorsitz halten. 
 Allerdings sollten Personalvertretungen jederzeit den Gesund-
heitsschutz der Beschäftigten (und damit auch der einzelnen  
PR-Mitglieder) im Blick behalten. Das Gebot der gegenseitigen 
Rücksichtnahme innerhalb des PR erfordert es letztlich, nicht je-
derzeit seinen Willen durchzusetzen, nur weil der Gesetzgeber 
dies ermöglicht. Eine gute und vertrauensvolle Zusammenarbeit 
im Personalrat sollte es daher jedem PR-Mitglied freistellen, bei 
Sorge um die Gesundheit der Sitzung mittels Video- oder Tele-
fonkonferenz beiwohnen zu können. Schließlich ist der vorbeu-
gende Gesundheitsschutz eine zentrale Aufgabe der gesamten 
Personalvertretung. 

Bei Fragen zu diesem Thema hilft Ihnen Laura Breuer gerne 
 weiter: l.breuer@dbbakademie.de oder Tel.: 0228.8193-139 ■
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DBB VORSORGEWERK

Girokonto auch für unterwegs

Mobiles Banking – aber sicher!
Um die eigenen Bankgeschäfte überall  
mit dem Smartphone erledigen zu können,  
braucht man ein modernes Girokonto und  
sollte einige Sicherheitstipps beachten.

Im Rahmen der Kooperation des dbb vorsorge-
werk mit der BBBank stehen dbb Mitgliedern 
und ihren Angehörigen weitere Finanzproduk-
te sowie besondere Mitgliedsvorteile zur Ver-
fügung. Vom Online-Wunschkredit, der kom-
plett digital abgewickelt werden kann und 
sich optimal für die Umschuldung teurer 
 Ratenkredite eignet, bis zum Vermögens-
management und der digitalen Vermögens-
verwaltung „Mein Invest“. Mehr auf  
www.dbb-vorteilswelt.de/kredite-finanzen.

Finanztipp

Überweisungen, Umbuchungen 
oder Aktien ordern, all das lässt 
sich heutzutage rund um die 
Uhr per App erledigen. Da es 

 dabei um persönliche und sensible Daten 
geht, sollte das Sicherheitsbewusstsein bei 
allen mobil durchgeführten Transaktionen 
auf höchster Stufe laufen. Nur im allergröß-
ten Notfall sollte man auf fremde Geräte 
zurückgreifen. Denn falls zum Beispiel das 
Tablet von Bekannten mit Schadsoftware 
infiziert ist, könnten Bildschirminhalte oder 
Tastatureingaben unbemerkt mitgeschnit-
ten und an Dritte weitergeleitet werden. 

Besondere Vorsicht gilt auch vor öffent-
lichen WLAN-Verbindungen (Hotspots). 
Nutzen Sie nur die eigene mobile Daten-
verbindung für Ihre Bankgeschäfte. Die 
Bluetooth-Verbindung, oft eingesetzt für 
Kopfhörer und Lautsprecher, sollte wäh-
rend der Nutzung der Banking-App deak-
tiviert sein, um keine Einfallstore für An-
greifer zu bieten.

Zugangsdaten schützen

Wer sich beim mobilen Banking anmeldet, 
wird nach Zugangsdaten gefragt, um sich 
zu identifizieren. Auch wenn es verlockend 
und bequem scheint – speichern Sie die 
Zugangsdaten nie auf dem Smartphone 
oder Tablet ab, auch nicht vermeintlich 
clever und versteckt als Foto oder im 
 Adressbuch. Denn die Daten gelangen 
nicht nur beim Diebstahl in fremde Hän- 
de, sondern können von cleveren Hackern 
auch digital ausgelesen werden. 

Immer mehr Apps unterstützen mittler-
weile biometrische Merkmale (zum Bei-
spiel Gesichtserkennung oder Fingerab-
druck) zur Anmeldung. Nutzen Sie diese 
Funktionen, wenn das eigene Gerät be-
reits technisch dazu in der Lage ist.

Hat man das Gewünschte erledigt, sollte 
die Banking-App nicht nur einfach ge-

schlossen werden. Sicherer ist, die laufen-
de Sitzung über den Link „Abmelden“ oder 
„Log-out“ zu beenden.

Zu guter Letzt ein Tipp, der nicht nur fürs 
mobile Banking gilt: Checken Sie die Um-
sätze und Konto- und Depotstände regel-
mäßig auf ungewöhnliche Abbuchungen 
und Bewegungen. Bei Verdacht auf betrü-
gerische Posten umgehend die Bank kon-
taktieren!

Das Konto für alle Lebenslagen

Gerade vom Magazin FOCUS-MONEY mit 
dem Prädikat „höchste Kundenzufrieden-
heit“ ausgezeichnet: das „Mehr-Wert-Gi-
rokonto“* der BBBank. Mit ihm erhält man 
Zugriff auf viele moderne Online-Banking- 
sowie mobile Banking-Anwendungen. In 
vielen Supermärkten (wie REWE, Penny, 
Netto, Aldi Süd) lässt sich an der Kasse 
 einfach Geld abheben. Die BBBank Ban-
king-App wurde vor Kurzem um diverse 
Funktionen erweitert und bietet nun 
 Fotoüberweisung, Apple Pay und einen 
praktischen Sprachassistenten. 

Egal ob in Ausbildung, studierend oder be-
reits beschäftigt: Beim „Jungen Girokonto 
für alle unter 27 Jahren“* fällt bis zu einem 
Guthaben von 25 000 Euro kein Kontofüh-
rungsentgelt an. Ohne Zusatzkosten gibt 
es eine Visa DirectCard, mit der weltweit 

am Geldautomaten 36 Freiverfügungen 
pro Abrechnungsjahr möglich sind.

Mitgliedsvorteil zum Start

dbb Mitglieder und ihre Angehörigen, die 
ein Girokonto bei der BBBank – langjähri-
ger und exklusiver Kooperationspartner 
des dbb vorsorgewerk rund ums Banking 
– eröffnen, werden mit 50 Euro Startgut-
haben begrüßt. Die Kolleginnen und 
 Kollegen der Mitgliederagentur des  
dbb vorsorgewerk – erreichbar telefonisch 
unter 030.40816444 (montags bis freitags 
von 10 bis 16 Uhr) oder per E-Mail an 
 vorsorgewerk@dbb.de – stehen beratend 
zur Seite und leiten Wünsche zur Konto-
eröffnung an die BBBank weiter, die sich 
dann um alles Weitere kümmert.  sb

* Weitere Informationen und die genauen Bedingungen  
sind auf www.dbb-vorteilswelt.de/konto abrufbar.
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Der dbb gewährt Einzelmitgliedern seiner 
 Mitgliedsgewerkschaften berufsbezogenen 
Rechtsschutz. Zuständig dafür sind die Juris-
tinnen und Juristen der dbb Dienst leistungs-
zentren in Berlin, Bonn, Hamburg, Nürnberg 
und Mannheim. Im „Fall des Monats“ gewährt 
das dbb magazin Einblick in deren Arbeit.

dbb Dienstleistungszentren

FALL DES MONATS

Der Bienenstich als Dienstunfall
Ein auf dem Fahrrad erlittener Bienenstich auf dem Weg zur Dienststelle ist ein Dienstunfall.  
Das hat das Verwaltungsgericht Köln am 22. März 2022 (15 K 2890/21) entschieden.

Der Bundesbeamte erlitt auf 
dem Weg zur Arbeit infolge 
des Bienenstichs in die linke 

Hand eine allergische Reaktion mit 
starken Kreislaufbeschwerden und 
musste vor Ort notfallärztlich ver-
sorgt sowie mit einem Rettungswa-
gen in eine Klinik gebracht werden. 
Das Bundesverwaltungsamt hatte 
die Anerkennung als Dienstunfall im 
Sinne des § 31 Abs. 2 Satz 1 BeamtVG 
abgelehnt, weil es nicht als Verwirk-
lichung einer rechtlich wesentlich mit der Wegstrecke zusam-
menhängenden typischen Gefahr gewertet werden könne. 

Der Kläger widersprach erfolglos und klagte daraufhin mit Un-
terstützung des dbb Dienstleistungszentrums West vor dem Ver-
waltungsgericht Köln, das dem Kläger recht gab: Der Kläger habe 
Anspruch darauf, dass der von ihm auf dem Weg zu seiner Dienst-
stelle erlittene Bienenstich als Dienstunfall anerkannt wird. So er-
fülle der Bienenstich insbesondere die gesetzliche Definition eines 
Dienstunfalls, stelle also ein örtlich und zeitlich bestimmbares, auf 
äußerer Einwirkung beruhendes, plötzliches Ereignis dar, durch das 
ein Körperschaden verursacht wird. Beim Eindringen des Stachels 
der Biene werde ein toxisches Sekret in die oberen Hautschichten 
des Menschen indiziert, durch das eine lokale Schmerz- und Ent-
zündungsreaktion ausgelöst wird. Bereits diese Folgen würden 
 einen Körperschaden darstellen und nicht, wie vom Dienstherrn 

ver treten, eine unbeachtliche Baga-
telleinbuße der körperlichen Unver-
sehrtheit. 

Schließlich stellt das Verwaltungs-
gericht Köln fest, dass das Ereignis 
auch in Ausübung des Dienstes er-
folgt ist. Gemäß § 31 Abs. 2 Satz 1 
HS 1 BeamtVG gilt auch das Zurück-
legen des mit dem Dienst zusammen-
hängenden Weges nach und von der 
Dienststelle als Dienst. Hieran ände-

re es auch nichts, dass der Kläger den Weg zwischen Wohnung 
und Dienststelle mit dem privaten Fahrrad zurückgelegt hatte. 
Abschließend kommt das Verwaltungsgericht zu der Feststellung, 
dass die Gefahr, bei Benutzung eines Fahrrads in den Sommer-
monaten einen Bienenstich zu erleiden, eine typische Gefahr  
des allgemeinen Verkehrs sei, die weder vom Dienstherrn noch 
vom Beamten im Wesentlichen beherrscht oder beeinflusst 
 werden könne. 
 Inwieweit die 
 Bundesrepublik 
Deutschland gleich-
wohl einen Antrag 
auf Zulassung der 
Berufung stellen 
wird, bleibt noch 
abzuwarten. ■

Model Fotos: Colourbox.de

Der öffentliche Dienst.  
Für alle. Immer. Überall.
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GEWERKSCHAFTEN

VBE: Nur sieben Prozent der Kitas arbeiten mit ausreichend Personal 
Im Rahmen des Deutschen Kitaleitungskongresses hat Udo 
Beckmann, Bundesvorsitzender des Verbandes Bildung und 
Erziehung (VBE), am 6. April 2022 in Düsseldorf die Ergebnisse 
einer Umfrage unter fast 5 000 Kitaleitungen (DKLK-Studie 
2022) kommentiert: „Schätzungsweise 9 000 Kitas haben in 
Deutschland im zurückliegenden Jahr in über der Hälfte der 
Zeit in aufsichtspflichtrelevanter Personalunterdeckung ge-
arbeitet. Das sind mehr als doppelt so viele Kitas wie ein Jahr 

zuvor. Übersetzt heißt das: Diese Einrichtungen konnten den 
Betrieb im Durchschnitt an mehr als jedem zweiten Tag nur 
unter Gefährdung der Sicherheit der zu betreuenden Kinder 
aufrechterhalten. Am anderen Ende der Skala waren es nicht 
einmal sieben Prozent der Kitas, die in den zurückliegenden 
zwölf Monaten mit einer durchgehend ausreichenden Perso-
nalausstattung arbeiten konnten. Vor einem Jahr konnten dies 
zumindest noch annähernd doppelt so viele Einrichtungen.“

kurz notiert

Die Zahlen der bundesweiten Polizeilichen Kri-
minalstatistik (PKS) 2021 bezeichnet die DPolG 
als „nur auf den ersten Blick erfreulich“.

„Viele Kontrolldelikte wie der Drogenhandel 
und auch die Präventionsarbeit der Polizei 
sind in jüngster Zeit, zugunsten von Corona-
kontrollen und Flüchtlingsbewegungen nach 
Deutschland, hinten runtergefallen“, sagte 
der Bundesvorsitzende der Deutschen Poli-
zeigewerkschaft (DPolG), Rainer Wendt, am 
6. April 2022 der Zeitung „Die Welt“. Die ak-
tuelle Statistik war am 5. April von Bundes-
innenministerin Nancy Faeser und dem Prä-

sidenten des Bundeskriminalamtes (BKA), Holger 
Münch, vorgestellt worden.

Der größte Anteil an den rund fünf Millionen Straf-
taten entfällt wie in den Vorjahren mit etwa einem 
Drittel auf Diebstahlsdelikte (1,48 Millionen Fälle, 
minus 11,8 Prozent). So sind viele Straftaten im 
 „sozialen Nahbereich der Bürger“, wie es in der PKS 
heißt, deutlich rückläufig. Es wurden weniger Kraft-
fahrzeuge (21 584, minus 8,7 Prozent) und Fahrräder 
(233 584, minus 10,5 Prozent) gestohlen. Cybercrime-
Straftaten nahmen hingegen zu. Bundesweit wur-
den 146 363 Straftaten (plus 12,1 Prozent) polizeilich 
erfasst, bei denen der Computer die Tatwaffe war.

DPolG Kriminalstatistik ist nur bedingt aussagefähig

Rainer Wendt, 
Bundesvorsitzender der DPolG

Als „einen ersten Schritt in die vermeintlich richtige 
Richtung“ hat der dbb hamburg den vom Senat 
beim beamtenrechtlichen Beteiligungsverfahren 
vorgelegten Gesetzesentwurf zur Besoldungs- und 
Versorgungsanpassung bezeichnet. Demnach soll 
der Tarifabschluss für die Beschäftigten der Länder 
aus dem November 2021 auf die Beamtinnen und 
Beamten sowie auf die Versorgungsempfängerin-
nen und -empfänger der Hansestadt übertragen 
werden, der eine Einkommenserhöhung um 
2,8 Prozent zum 1. Dezember 2022 vorsieht.

Bemerkenswert ist laut dbb hamburg allerdings ein 
anderes Vorhaben: So soll laut Gesetzesentwurf für 
die Jahre 2021 bis 2025 für die aktiven Beamtinnen 
und Beamten eine „befristete Angleichungszulage“ 
eingeführt werden. Konkret sollen so 2021 und 
2022 jeweils 33 Prozent eines durchschnittlichen 
„Monatsbruttos“ ausgezahlt werden, 2023 bis 2025 
noch jeweils 20 Prozent.

Der Grund für die Einführung einer Angleichungs-
zulage werde bei näherer Betrachtung relativ 
schnell deutlich, heißt es beim dbb Landesbund 
weiter: „So hat das Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) in mehreren Grundsatzurteilen den 

 je weiligen Gesetzgebern (Dienstherren) 
Prüfungsschemata  vorgegeben, wonach  
zur Prüfung einer amtsangemessenen Ali-
mentation unter  anderem rückwirkend  
ein Zeitraum von 15 Jahren zu betrachten 
ist. Mit der Einführung der Angleichungs-
zulage soll also die Streichung beziehungs-
weise Kürzung der Sonderzahlung aus  
dem Jahre 2011 kompensiert werden. Die 
Versorgungsempfänger sollen dabei unbe-
rücksichtigt bleiben, weil für diesen Perso-
nenkreis noch kein entsprechendes Grund-
satzurteil des BVerfG vorliegt. Damit spielt 
der Senat auf Zeit und schiebt dieses Pro-
blem vor sich her.“

Nach Auffassung des dbb hamburg genügt  
das  geplante Gesetz den Vorgaben des BVerfG 
 jedoch auch aus anderen Gründen nicht: „So  
hat das Gericht in Grundsatzurteilen und den 
 daraus resultierenden Prüfungsmechanismen  
aus 2015 und 2020, insbesondere den vergleich-
baren Unterschied der unteren Besoldungsgrup-
pen im Hinblick auf den Abstand zur Grundsiche-
rung, gerügt. Dieser Tatbestand ist dem Senat 
durchaus bekannt.“

dbb hamburg Besoldungsgesetzesentwurf vorgelegt

Rudolf Klüver,  
Vorsitzender des dbb hamburg
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Auf dem Landesgewerkschaftstag des dbb bremen 
haben die Delegierten am 30. März 2022 den Lan-
desvorsitzenden der Deutschen Polizeigewerk-

schaft (DPolG), Jürn Schulze, zum neuen Vorsitzen-
den gewählt.

Neben dem Landesbundvorsitzenden wurden auch 
seine beiden Stellvertreter Olaf Wietschorke (BDZ) 
und Sven Stritzel (BSBD) sowie der Schatzmeister 
Andreas Koziol (DPolG) und der Schriftführer Volker 
Barthel (DSTG) neu gewählt. Dem neuen Vorstand 
gehören zudem die drei Beiräte Oliver Mögenburg 
(BDZ), Jürgen Schrader (BDR) und Marko Nix (kom-
ba) an.

Als Redner bei der öffentlichen Nachmittagsveran-
staltung konnte der neue Vorsitzende unter ande-
rem den Präsidenten des Senats der Freien und 
Hansestadt Bremen, Bürgermeister Andreas Boven-
schulte, und den dbb Bundesvorsitzenden Ulrich 
Silberbach begrüßen. Festredner war der ehemalige 
Staatsrat beim Senator für Finanzen, Henning Lühr, 
der zum Stand der Digitalisierung in Bund, Ländern 
und Kommunen sprach.

dbb bremen Neuer Landesvorstand gewählt

Der neue Vorstand des dbb bremen mit seinen Gästen aus der dbb Bundesleitung: 
Volker Barthel, Wilfried Lex, Kurt Scherf, Sven Stritzel, Andreas Koziol, Jürn Schulze 
(Vorsitzender), Jürgen Schrader, Hella Slottke, Ulrich Silberbach (dbb Bundesvorsit
zender), Marko Nix, Olaf Wietschorke, Ralf Manning, Friedhelm Schäfer (Zweiter dbb 
Vorsitzender und Fachvorstand Beamtenpolitik) sowie Oliver Mögenburg (von links)
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Die vbob Gewerkschaft Bundesbeschäftigte hat 
klargestellt, dass man Drohungen gegen Mandats-
trägerinnen und Mandatsträger in den Personal-
vertretungen entschieden entgegentreten wird.

Am 31. März 2022 teilte die Fachgewerkschaft mit, 
dass jüngst ein Personalratsvorsitzender einer Bun-
desbehörde ein Schreiben einer Berliner Anwalts-
kanzlei mit der Androhung einer Strafanzeige erhal-
ten habe, weil er sich – mit dem Personalrat – die 
Worte des Bundesgesundheitsministers zu eigen 
gemacht und zum Schutz der eigenen Gesundheit 
wie auch die der Mitmenschen in seiner Behörde 
für eine Impfung geworben hatte.

„Wer Meinungsfreiheit reklamiert, aber Anwälte 
nutzt, um diese durch Einschüchterung bei anderen 
zu unterdrücken, der hat den vbob gegen sich. Wer 
glaubt, es sei in Ordnung, im Ehrenamt für sie tätige 
Menschen mit schriftlichen Drohungen durch Exter-
ne unter Druck zu setzen, liegt gründlich daneben. 
Der vbob schützt seine Mandatsträgerinnen und 

Mandatsträger und deren Meinungsfreiheit 
mit allen Mitteln“, teilte der vbob Bundes-
vorsitzende Frank Gehlen dazu mit. Er er-
warte diese Unterstützung im Übrigen auch 
von den Dienststellenleitungen; im vorlie-
genden Fall gebe es diese auch gerade.

„Viele unserer überwiegend ehrenamtlichen 
vbob Personalratsmitglieder, Personalrats-
vorsitzenden in Örtlichen, Gemeinsamen 
oder Hauptpersonalräten, Gleichstellungs-
beauftragten und Schwerbehindertenver-
trauenspersonen stehen seit Beginn der 
Pandemie unter erheblichem zusätzlichen 
Druck. Die Maßnahmen der Dienststellen werden 
durch sie in Pandemiekrisenstäben begleitet und 
erfordern neben dem klassischen Vertretungsge-
schäft ständige Aufmerksamkeit für die unter-
schiedlichen Anordnungen der politisch getroffenen 
Entscheidungen im Gesundheitsbereich und die 
ebenso vielfältigen Bedarfe ihrer Kolleginnen und 
Kollegen“, erklärte Gehlen zur aktuellen Situation.

vbob Meinungsfreiheit der Personalvertretungen verteidigen

Frank Gehlen,  
Bundesvorsitzender des vbob

DPhV: Freiwilliges Maskentragen ist Zeichen von Verantwortungsbewusstsein 
Der Deutsche Philologenverband (DPhV) positioniert sich 
deutlich für das freiwillige Tragen von Masken. „Wir freuen uns 
über jedes Stück zurück zur Normalität an unseren Schulen. 
Aber die Schritte müssen zur aktuellen Lage passen“, sagte 
die DPhV-Bundesvorsitzende Susanne Lin-Klitzing am 2. April 

2022 dem „Redaktionsnetzwerk Deutschland“. Das Ende der 
Maskenpflicht im Unterricht passe nicht zu den derzeit hohen 
Infektionszahlen. Der Verband empfehle daher eine verant-
wortungsbewusste Maskenfreiwilligkeit an den Schulen für 
Schülerinnen und Schüler sowie Lehrkräfte.

kurz notiert
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Der dbb Hessen hat von der Landesregierung gefor-
dert, noch vor der parlamentarischen Sommerpause 
einen Gesetzentwurf für eine verfassungskonforme 
Besoldung der Beamtinnen und Beamten vorzulegen.

Würden die Mittel bereitgestellt, so der dbb Hes-
sen, könne sofort ein verfassungsfestes Gesetz ver-
abschiedet werden, das die Besoldung und Versor-
gung für die nächsten Jahre regelt. „Wenigstens 
erste entscheidende Umsetzungen sind ebenso ver-
fassungstreu möglich und nötig, wenn man ange-
sichts der Größenordnung in mehreren Stufen vor-
gehen möchte“, sagt dbb Landeschef Heini Schmitt.

Mit Blick auf die im Herbst 2023 anstehende Land-
tagswahl in Hessen betonte Schmitt: „Die schwarz-
grüne Regierung sollte nicht versuchen, sich irgend-
wie über die Ziellinie Landtagswahl zu retten, ohne 
das Eisen Besoldung wirksam angepackt zu haben. 

Wir erwarten noch vor der Sommerpause 
einen Gesetzentwurf der Landesregierung 
zu dem Thema.“ Denn der Landesregierung 
müsse bewusst sein: „Es ist die letzte Mög-
lichkeit, mit der hessischen Beamtenschaft 
besoldungsrechtlichen Frieden zu schlie-
ßen.“

Der Verwaltungsgerichtshof in Kassel hatte 
bereits Ende November 2021 die Besoldung 
des Landes Hessen als verfassungswidrig 
eingestuft und damit vorangegangene 
Rechtsprechungen des Bundesverfassungs-
gerichts (BVerfG) konsequent aufgegriffen. 
Es wurden entsprechende Vorlagebeschlüsse an 
das BVerfG erlassen. Der dbb Landesbund drängt 
seither auf eine schnelle Lösung des Problems, 
während die Hessische Landesregierung die Ent-
scheidung des BVerfG abwarten will.

dbb Hessen Besoldungsreform noch vor der Sommerpause anpacken! 

Heini Schmitt,  
Vorsitzender des dbb Hessen

Der 25. Bundesrealschultag, der am 1. April in 
Mannheim stattfand, hat eine Zeitenwende mit ei-
ner deutlichen Stärkung der differenzierten Bildung 
in Deutschland gefordert. Die Delegierten wandten 
sich gegen alle Bestrebungen der Vereinheitlichung, 
der Gleichmacherei und Leistungsegalisierung der 
Bildungswege.

„Wer jungen Menschen die Vielfalt der differenzier-
ten Bildungswege versagt und individuelle Stärken 
nicht fördert, muss sich nicht wundern, dass die Re-
alität und Qualität der Bildung in Deutschland den 
träumerischen und realitätsfernen Wunschvorstel-
lungen nicht entsprechen“, sagte Jürgen Böhm, der 
VDR-Bundesvorsitzende und dbb Vize, am 1. April 
2022 in Mannheim.

Die Delegierten waren sich einig, dass Schulstruk-
turexperimente gescheitert sind. Bildungsreformen 
hätten die individuelle Freiheit und die Persönlich-
keitsentwicklung der jungen Menschen vernachläs-
sigt, Fehlanreize gesetzt, Schulabschlüsse entwertet 
und Bildungszeiten unnötig in die Länge gezogen.

Die Realität erfordere ein Umdenken. „Junge Men-
schen wollen ihre Individualität und Unterschied-
lichkeit aus- und erleben. Junge Menschen wollen 
Leistungsanreize. Junge Menschen wollen auf die 
Herausforderungen der Gegenwart vorbereitet 
werden. Junge Menschen wollen demokratische 
Freiheiten erproben und Lebensziele auf unter-
schiedlichem Weg erreichen. Junge Menschen wol-
len echte Wahlfreiheit in ihrer Bildungsbiografie 
und fordern zu Recht Bildungsbeteiligung ein“, 
machte der VDR deutlich. Man fordere daher: 
„Mehr Bildung – mehr Realität – mehr Schule! 
 Realschule und mehr! Vielfalt in Freiheit!“

Bei der Delegiertentagung fanden auch die Neu-
wahlen des Verbandes statt. Jürgen Böhm wurde als 
Bundesvorsitzender bestätigt. Als stellvertretende 
Vorsitzende wurden Bernd Bischoff aus Bayern, 
Sven Christoffer aus Nordrhein-Westfalen und Dirk 
Meußer aus Schleswig-Holstein gewählt. Neuer 
Schatzmeister wurde Ingo Lürbke (Nordrhein-West-
falen). Waltraud Eder aus Bayern erhielt weiterhin 
das Vertrauen für die Aufgaben der Presse- und Öf-
fentlichkeitsarbeit und kümmert sich fortan auch 
um die Verbandszeitschrift. Gewählte Schriftführe-
rin ist Anna Katharina Müller aus Sachsen-Anhalt.

VDR 25. Bundesrealschultag und Neuwahlen

Der neu gewählte VDRBundesvorstand: Ingo Lürbke (NRW), Sven Christoffer (NRW), 
Bundesvorsitzender Jürgen Böhm (Bayern), Bernd Bischoff (Bayern), Waltraud Eder 
(Bayern), Dirk Meußer (SchleswigHolstein) sowie Geschäftsführer Ralf Neu
gschwender (von links; nicht im Bild: Anna Katharina Müller/SachsenAnhalt)
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